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pDie Vermessung des Gehirns
l DO, 5.3.2020, 19:00 Uhr  R Eintritt frei, Anmeldung unter urania.de
Prof. Miriam Meckel, Prof. Surjo Soekadar

100.000 Kilometer 
Südamerika
Menschen, Augenblicke, Abenteuer

l FR, 6.3.2020, 20:00 Uhr
Martin Leonhardt
 

Indien  
Mystik, Menschen, Maharadschas 

l MI, 11.3.2020, 20:00 Uhr 
Pascal Violo
 
Peter und der Wolf   
Familienkonzert 
l SO, 15.3.2020, 15:00 Uhr 
Andreas Peer Kähler,  
Kammerorchester  
Unter den Linden

Das gespaltene Land 
Ein Psychogramm 

l MO, 16.3.2020, 18:00 Uhr 
Dr. Hans-Joachim Maaz
 
Brain Talk 
Wie wir das Gehirn nutzen, um uns 
selbst und andere besser zu verstehen 
l MO, 16.3.2020, 20:00 Uhr 
Dr. David Schnarch

 
Die Ökologie der 
digitalen  
Gesellschaft 
Technologie für eine  
sozialökologische Transformation? 

l MO, 23.3.2020, 18:00 Uhr 
Prof. Pierre L. Ibisch, Jörg Sommer

 

In der  
Männerrepublik 
Wie Frauen die Politik eroberten 

l DI, 24.3.2020, 20:00 Uhr 

Dr. Torsten Körner, Mod.: Anne Will 
 
Unterwegs im  
blauen Universum  
Tauchgeschichte und Ökothriller 
l MI, 25.3.2020, 20:00 Uhr 
Hans Fricke

Let’s talk about Sex – 
aber wie?
l DO, 26.3.2020, 20:00 Uhr
Karina Kehlet Lins, Prof. Ulrich Clement, 
Moderation: Dr. Brenda Strohmaier
 

Nobelpreisträger
in der Urania
Risiko und Potenzial 
gezielter Genveränderung 

l FR, 27.3.2020, 18:00 Uhr
Nobelpreisträgerin  
Prof. Christiane Nüsslein-Volhard

Häuser 
wie der Baum – 
Städte wie der Wald
Nachhaltiger Hausbau 
für die Zukunft

l DI, 31.3.2020, 20:00 Uhr
Dr. Erwin Thoma
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 Die unter „Leserbriefe“ abgedruck-
ten Beiträge sind Meinungsäuße-
rungen von Leserinnen und Lesern 
zu Berichten im MieterMagazin 
und geben nicht die Meinung der 
Redaktion wieder.

Betr.: MieterMagazin 1+2/2020, 
Seite 24, Rosemarie Mieder: „Ille­
gale Müllablagerung – Sperrmüll­
Vandalen verursachen Millionen­
kosten“

Paris zeigt, wie es auch geht 

Wie entledigen sich andere Länder 
ihres Sperrmülls? Ganz einfach: In 
Paris und Umgebung wird einmal 
im Monat der Sperrmüll von der 
Stadt abgeholt. Zu diesem Zweck 
stellen die Bewohner abends  alles, 
was sie nicht mehr brauchen, auf 
den Bürgersteig. Da es immer 
Leute gibt, die dieses und jenes 
noch verwerten können, herrscht 
ein großer Andrang. Dadurch ist am 
anderen Morgen schon die Hälfte 
der Sachen verschwunden. Den Rest 
besorgt dann die Müllabfuhr am 
nächsten Vormittag. Danach kommt 
der Reinigungsdienst von der Stadt 
und spritzt die Bürgersteige ab. Al-
les ist wieder sauber und ordentlich. 
Noch zu erwähnen ist, dass jeden 
Tag die normale Müllabfuhr kommt, 
einmal die Woche jeweils die Bioton-
ne, Glas-, Plastik- und Papiertonnen 
geleert werden. Außerdem werden 
auf offener Straße die einzelnen Ton-
nen alle zwei Monate ausgespritzt 
und desinfiziert. Noch hinzu kommt, 
 

· 
dass jeden Tag die Straßen, Gossen 
und Bürgersteige von der Stadt ge-
reinigt werden. Bei soviel Reinlich-
keit muss sich eine Stadt wie Berlin 
doch schämen. 
S. Kadereit/Immoneit per E­Mail

In jeder Pflasterritze Kippen

Kippen und Kaugummis kommen 
nur am Rande Ihres Beitrages vor. 
Dabei sind manche Gegenden nicht 
nur in Berlin fast schon flächendek-
kend mit Kippen übersät – in jeder 
Pflasterritze, auf Pfosten, Mauern, 
auf jeder Baumscheibe, an jedem 
Hauseingang, vor Geschäften, Äm-
tern, Restaurants, auf Krankenhaus-
geländen, vor Cafés liegen Unmen-
gen von Kippen. Andere Länder und 
Städte sind da viel weiter und gehen 
konsequenter und erfolgreicher vor. 
Auch beim Rauchen: In Japan ist das 
Rauchen auf öffentlichen Plätzen 
oder in Parks stark eingegrenzt, und 
der Tabakpreis wurde fast um das 
Doppelte angehoben. Rauchen darf 
man dort erst ab dem Alter von 20 
Jahren.
S. Mania per E­Mail 

... vor Deine Türe, wa!  

Klar, man kann nicht jedem Verursa-
cher abgeworfener Matratzen oder 
Kühlschränke in einer Großstadt ohne 
Weiteres habhaft werden. Aber: Mir 
ist es wirklich schleierhaft, warum 
es den zuständigen Ämtern und der 
Umweltpolizei nicht gelingt, ex po-
nierte und stark frequentierte ille gale 
Müllhalden – wie zum Beispiel die öf-
fentlichen Flächen rund um das Gar-
tengelände zwischen Heckerdamm/
Friedrich-Olbricht-Damm/Adam-
von-Trott-Straße in Charlottenburg 
Nord – in den Griff zu bekommen. 
Hier fliegt der Müll seit  Jahrzehnten 
so hoch über den Gartenzaun oder 
die Gartenhecke, dass sogar der RBB 
vor einigen Jahren einen Abend-
schau-Bericht dazu gebracht hatte. 
Geändert hat das allerdings: nichts! 
Es gilt nach wie vor das Motto: „Ick 
schmeiße meinen Müll unjerührt vor 
Deine Türe, wa!“ Dieses berüchtigte 
Laubenpieper-Gelände gehört zum 
Zuständigkeitsbereich des zitierten 
stellvertretenden Charlottenburger 
Bürgermeisters Arne Herz – wie auch 
die Schrottallee „Am Spreebord“. 
Hier werden vom Ordnungsamt aus 
dem Verkehr gezogene Fahrzeuge 
abgestellt. Mit einem gelben Punkt 
versehen ist es eine Aufforderung an 
alle Automarder Berlins: Die könnt 
ihr ausnehmen – kümmert sich eh 
keiner mehr drum. Dann dauert es 
nicht lange, und die ehemals intak -
ten Fahrzeuge werden in aller Öf-
fentlichkeit an Ort und Stelle ausge-
schlachtet. Und das auch schon seit 
Jahrzehnten – Geduldete und pro vo-
zierte Straftaten. Von solchen Ecken 
gibt es zu viele in Berlin. Aber irgend-
wie scheint das niemanden (mehr) zu 
interessieren. Oder irre ich mich?
E. Struck per E­Mail
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und  An regungen der Mitglieder. 
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Eine Anmeldung ist bis 14 Tage vor dem Termin 
unter S 030-226 26-120 erforderlich.

Dr. Rainer Tietzsch (Vorsitzender), 
Dr. Jutta Hartmann (Schatzmeisterin), 
Gundel Riebe (Schriftführerin)
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Ausstellung
Herbst – Winter – Frühling

Bilder aus drei Jahreszeiten 
in Acryl auf Leinwand 
von Barbara Pohl

im Beratungszentrum 
Südstern, Hasenheide 63, 
u Südstern, zu den 
üblichen Öffnungszeiten
bis 31. März 2020
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 Berliner Mieterverein bei Facebook  
 https://www.facebook.com/BerlinerMieterverein/
Änderung Ihrer persönlichen Daten
Ihre Anschrift, Ihre Kontoverbindung oder Ihr Nach-
name   hat sich geändert? Sie können im Internet die 
 persönlichen  Daten Ihrer Mitgliedschaft ändern und 
dem Berliner Mieter verein  online mitteilen: 
https://service.berliner-mieterverein.de/service
MieterMagazin online lesen
Wenn Sie künftig zu den Online-Nutzern des Mieter-
Maga zins gehören wollen, dann registrieren Sie sich 
unter https://service.berliner-mieterverein.de/service
Telefonische Kurzberatung
Bei einfachen rechtlichen Fragen erhalten Sie als  Mit  -
glied eine telefonische Kurzberatung – schnell und 
unbüro kratisch. Mehr zu diesem Service auf Seite 32.
Telefonberatung: S 030-226 26-152
Mediation und Konfliktberatung

Telefonische Beratung: donnerstags 17 bis 18 Uhr. 
Außerhalb dieser Zeiten ist ein Anrufbeantworter 
 geschaltet. Rufnummer: S 030 - 34 71 08 21
E-Mail-Anfragen: mediation@berliner-mieterverein.de
Berliner Sozialgipfel 
getragen vom DGB, von den Gewerkschaften NGG 
und ver.di, von den Sozialverbänden AWO, SoVD, 
VdK und der Volkssolidarität, vom Humanistischen 
Verband sowie vom Berliner Mieterverein
www.berliner-sozialgipfel.de
erMagazin 3/2020
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! Bezirksmitglieder versammlungen 2020
Ab Mitte März finden die Mitgliederversamm  lun-
gen des Berliner Mietervereins in den Bezirken statt. 
Hier informiert Sie die jeweilige Bezirksleitung über 
Probleme der Mieter im Bezirk, Aktio nen werden be-
sprochen, In formationen gegeben und Erfah rungen 
ausgetauscht. Sie sind sehr herzlich eingeladen. 

Die Termine der bezirklichen  Mitglieder versamm -
lun  gen mit Veranstaltungsort und Tagesordnung 
 finden Sie auf Seite 6 und 7 dieser Ausgabe des 
MieterMagazins. 
„Mittwochs runde“ 
der Bezirksgruppe Reinickendorf 
Nächstes Treffen am 4. März 2020, 19 Uhr 
Der Mietendeckel 2020
(keine individuelle Rechtsberatung)
Familientreff Wittenau, 
Oranienburger Straße 204, Ecke Roedernallee

Weitere Informationen unter 
www.berliner-mieterverein.de/aktuell/
mittwochsrunde-reinickendorf.htm

Bezirksgruppe Reinickendorf

7. BMV-Forum Wohnungspolitik
Montag, 23.3.2020 18.30 Uhr Geschäftsstelle
„Mieter*innengewerkschaft: 
hilfreich oder überflüssig?“
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Einsenderin dieses Fotos 
ist Christine Maywald.

Augenblicke
Ob ein Bild zum Nach­
denken, ein Motiv mit 
Witz oder ein Foto aus 
ungewöhnlicher Per­
spektive: Schicken Sie 
dem MieterMagazin 
Ihre Momentaufnahme 
rund um das Thema 
Wohnen – die Redak­
tion honoriert den 
 Abdruck mit 40 Euro.
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termine
Liebes Mitglied des Berliner Mietervereins,

wir laden Sie zur Teilnahme an der diesjährigen 
Bezirksmitgliederversammlung in Ihrem  Bezirk ein.

In den Bezirksgruppen treffen sich aktive  Mitglieder 
des Mietervereins. Hier wird die Unterstützung von 
Mieterinitiativen organisiert. Die gewählten Bezirks-
leitungen vertreten den Berliner Mieterverein gegen-
über der Bezirkspolitik und arbeiten mit Netzwerk-
partnern zusammen.

Im Rahmen der Mitgliederversammlung können 
Sie Einfluss auf die Aktivitäten des Vereins nehmen. 
Die Bezirksleitung informiert über die Probleme der 
Mie ter. Aktionen werden be sprochen, Informatio-
nen gegeben und Erfahrungen ausgetauscht. An der 
Versammlung nehmen auch Vertreter/innen des 
Vorstands und der Geschäftsstelle teil. In der Mit-
gliederversammlung erhalten Sie so einen umfas-
senden Einblick in die aktuelle Arbeit des Berliner 
Mietervereins. 

Nehmen Sie an der Mitgliederversammlung in  Ihrem 
Bezirk teil. Wir freuen uns auf Sie. Bitte den Mit -
glieds ausweis  (ersatzweise Ihr aktuelles Mieter-
Maga zin mit Adressenauf kleber) mitbringen.  

Bezirkliche Mitglieder-
versammlungen 2020 
6

Charlottenburg- 
Wilmersdorf
Dienstag, 31. März 2020, 19 Uhr 
Haus am Mierendorffplatz, Mieren-
dorffplatz 19/Ecke Lise-Meitner-
Straße (kleines Haus auf dem Platz) 
U7 Mierendorffplatz

Tagesordnung
1. Begrüßung
2. Bericht der Bezirksleitung 
mit Aussprache
3. „Wir haben jetzt den Mieten-
deckel – reicht das, um die Mieten-
explosion in Berlin zu stoppen?“
Referent: Niklas Schenker, Links-
fraktion in der BVV Charlotten-
burg-Wilmersdorf 
4. Diskussion zu TOP 3
5. Nachwahl von Delegierten zur 
Delegiertenversammlung des BMV
6. Anträge und Verschiedenes

Bezirksleitung Charlottenburg- 
Wilmersdorf
Friedrichshain- 
Kreuzberg
Donnerstag, 19. März 2020, 18 Uhr
Kulturhaus „Alte Feuerwache“, 
 Theatersaal, Marchlewskistraße 6
U 5 Weberwiese, 
Bus 240 (Wedekindstraße)

Tagesordnung
1. Begrüßung
2. Bericht der Bezirksleitung  
mit Aussprache 
3. Infos zum  „Mietendeckel“
Referent: Reiner Wild, 
Geschäftsführer des BMV
4. Diskussion zu TOP 3
5. Nachwahl von Delegierten zur 
 Delegiertenversammlung des BMV
6. Anträge und Verschiedenes

Bezirksleitung Friedrichshain-
Kreuzberg 

Lichtenberg
Achtung, Terminänderung: 
Mittwoch, 25. März 2020, 18 Uhr 
Gemeindesaal der Evangelischen Kir-
chengemeinde, Berlin-Friedrichsfelde, 
Am Tierpark 28
Tram 17, 27, 37, Bus 194
 
Tagesordnung
1. Begrüßung
2. „Mietendeckel – was müssen die 
Mieterinnen und Mieter  wissen?“ 
Referent: Dr. Rainer Tietzsch, 
Vorsitzender des BMV
3. Aussprache zu TOP 2
4. Bericht der Bezirksleitung 
mit Aussprache
5. Nachwahl von Delegierten zur 
Delegiertenversammlung des BMV
6. Verschiedenes

Bezirksleitung Lichtenberg

Marzahn-Hellersdorf
Mittwoch, 25. März 2020, 18 Uhr
Kieztreff Marzahner Promenade 38 
S-Bhf. Marzahn (500 m Fußweg); 
Tram M 6, M 17, 16, 27; Bus 191, 
192, 195 (Marzahner Promenade)
Tagesordnung
1. Begrüßung
2. Bericht der Bezirksleitung
3. „Mietendeckel, Mietpreisbremse, 
Mietspiegel“ 
Referentin: Dr. Jutta Hartmann, 
Mitglied des Vorstands des BMV
4. Aussprache zu TOP 2 und 3
5. Nachwahl von Delegierten zur 
Delegiertenversammlung des BMV
6. Verschiedenes

Bezirksleitung 
Marzahn-Hellersdorf

Mitte
Donnerstag, 26. März 2020, 
18 Uhr 
Begegnungsstätte „Mehr Mitte“, 
Torstraße 190
S-Bhf. Oranienburger Straße, 
U 6 (Oranienburger Tor) mit 
jeweils circa 500 m Fußweg, 
Bus 142 (Tucholskystraße)

Tagesordnung
1. Begrüßung
2. Bericht der Bezirksleitung 
mit Aussprache
3. „Mietendeckel – praktische 
Tipps und Anwendung“
Referentin: Wibke Werner, stellver-
tretende Geschäftsführerin des BMV
4. Nachwahl von Mitgliedern 
der Bezirksleitung
5. Nachwahl von Delegierten zur 
Delegiertenversammlung des BMV
6. Anträge und Verschiedenes

Der Vorstand des BMV

Neukölln
Dienstag, 31. März 2020, 19 Uhr
Rathaus Neukölln, Karl-Marx-
Straße 83, Wetzlar-Zimmer
U 7 Rathaus Neukölln, 
Bus 104, 166

Tagesordnung
1. Begrüßung
2. Bericht der Bezirksleitung 
mit Aussprache
3. „Mietendeckel: Was können 
Mieter*innen tun? 
Wo kann der Bezirk helfen?“
MieterMagazin 3/2020
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Referent/in: Jochen Biedermann, 
Bezirksstadtrat für Stadtentwicklung,
Soziales und Bürgerdienste,        
Dr. Jutta Hartmann, Deutscher  
Mieterbund
4. Nachwahl von Mitgliedern 
der Bezirksleitung
5. Nachwahl von Delegierten zur 
Delegiertenversammlung des BMV
6. Verschiedenes

Bezirksleitung Neukölln

Pankow
Dienstag, 31. März 2020, 18 Uhr
Freizeithaus Weißensee, 
 Pistoriusstraße 23, 13086 Berlin
Bus 158, 255  (Woelckpromenade); 
Tram M 4, M 12 und M 13 
(Albertinenstraße)

Tagesordnung
1. Begrüßung
2. Bericht der Bezirksleitung 
mit Aussprache
3. Infos zum  „Mietendeckel“
Referent: Reiner Wild, 
Geschäftsführer des BMV
4. Diskussion zu TOP 3
5. Nachwahl von Mitgliedern 
der Bezirksleitung
6. Nachwahl von Delegierten zur 
Delegiertenversammlung des BMV
7. Anträge und Verschiedenes

Bezirksleitung Pankow

Reinickendorf
Donnerstag, 26. März 2020, 
18.30 Uhr
Till-Eulenspiegel-Grundschule, 
Mehrzweckraum, 
Humboldtstraße 8-13, 13407 Berlin 
U 8 Paracelsus-Bad; 
S  25 Alt-Reinickendorf; 
Bus 120, 122, 320, 323 

Tagesordnung
1. Begrüßung
2. Bericht der Bezirksleitung 
mit Aussprache
3. „Mieterbeirat/Mieterrat, 
Mietergremien bei der Gewobag“
/2020/2020
Referentin: H. Strehlau 
(Mieterrätin Gewobag)
4.  Informationen zum Mietendeckel
– Sie fragen, wir antworten
5. Nachwahl von Mitgliedern 
der Bezirksleitung
6. Nachwahl von Delegierten zur 
Delegiertenversammlung des BMV
7. Anträge und Verschiedenes

Bezirksleitung Reinickendorf

Spandau
Donnerstag, 19. März 2020, 
18.30 Uhr 
Seniorenclub Lindenufer, 
Mauerstraße 10 A
U-/S-Bhf. Rathaus Spandau
(mit 400 m Fußweg) 

Tagesordnung
1.  Begrüßung: Jürgen Wilhelm, 
 Bezirksleiter
2. „Mietendeckel und Milieuschutz 
im Bezirk Spandau“ 
Vortrag: Bezirksstadtrat Stephan 
Machulik 
3. Diskussion zu TOP 2
4. Bericht der Bezirksleitung 
5. Aussprache zu TOP 4 
6. Nachwahl von Delegierten zur 
 Delegiertenversammlung des BMV 
7. Verschiedenes

Bezirksleitung Spandau 

Tempelhof-
Schöneberg
Montag, 16. März 2020, 19 Uhr
Mediengalerie, Dudenstraße 10
U 6 Platz der Luftbrücke, 
Bus 104, 248   

Tagesordnung
1. Begrüßung
2. „Vorkaufsrecht, Neubauaktivitä-
ten und Umwandlungen im Bezirk“
Referent: Jörn Oltmann, stellvertre-
tender Bürgermeister und Stadtrat 
für Stadtentwicklung und Bauen
3. Bericht der Bezirksleitung 
mit Aussprache
4. „Mietendeckel – praktische Tipps 
und Anwendung“
Referentin: Wibke Werner, stellver-
tretende Geschäftsführerin des BMV
5. Nachwahl von Delegierten zur 
 Delegiertenversammlung des BMV 
6. Verschiedenes

Bezirksleitung Tempelhof-
Schöneberg

Treptow-Köpenick
Montag, 23. März 2020, 18 Uhr
Villa Offensiv, 
Hasselwerder straße 38-40/Ecke 
Michael-Brückner- Straße, 1. Etage
S-Bhf. Schöneweide

Tagesordnung
1. Begrüßung
2. Bericht der Bezirksleitung 
mit Aussprache
3. „Mietendeckel und die Mieten- 
und Wohnungspolitik in Berlin“
Referentin: Katalin Gennburg, 
MdA, Fraktion Die Linke, 
Sprecherin für Stadtentwicklung
4. Diskussion zu TOP 3
5. Nachwahl von  Delegierten zur 
Delegiertenversammlung des BMV
6. Verschiedenes

Bezirksleitung Treptow-Köpenick

Steglitz-Zehlendorf
Dienstag, 24. März 2020, 19 Uhr
Gemeindehaus der Ernst-Moritz-
Arndt Gemeinde, 1. OG,
Onkel-Tom-Straße 80, 14169 Berlin
direkt gegenüber Ausgang der U 3 

Tagesordnung
1. Bericht der Bezirksleitung 
mit Aussprache
2. „Das Volksbegehren Deutsche 
Wohnen & Co. enteignen“
mit anschließender Diskussion
Referent: Rouzbeh Taheri 
3. Nachwahl von Delegierten zur 
Delegiertenversammlung des BMV
4. Milieuschutz im Bezirk 

Bezirksleitung Steglitz-Zehlendorf
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Panorama
ObdachlOse

„bessere hilfe braucht valide Zahlen“
F Offenbar waren 
viele Obdachlose 
nicht bereit, sich 
zählen zu lassen
schätzungen und ergebnis der Ob­
dachlosenzählung in berlin liegen 
weit auseinander – auch weil sich 
wohl viele obdachlose Menschen 
dieser Zählaktion („Nacht der soli­
darität“) entzogen haben. das sei 
ihr gutes Recht, erklärte die sozial­
senatorin. dennoch: Valide Zahlen 
sind notwendig, um helfen zu kön­
nen.

Einen Auftakt, nannte es die Armuts­
forscherin Susanne Gerull von der 
Berliner Alice Salomon Hochschu­
le. Die Obdachlosenzählung in der 
Nacht vom 29. auf den 30. Januar – 
die erste dieser Art deutschlandweit 
– war über Monate akribisch vorbe­
reitet worden: Rund 2700 Freiwil­
lige, geschult und ausgestattet mit 
Fragebögen in mehreren Sprachen, 
zogen vier Stunden stadtweit durch 
die Quartiere. Angaben kamen auch 
aus Einrichtungen der Kältehilfe, aus 
Rettungsstellen, dem Polizeigewahr­
sam. Am Ende waren 1976 Obdach­
lose gezählt.
Schätzungen gehen von bis zu 
10 000 Menschen aus, die auf den 
Straßen der Hauptstadt leben. Wer 
das Resultat der Zählung für enttäu­
schend hält, sollte sich die große 
Vorsicht und Rücksichtnahme vor 
Augen führen, mit der in dieser Zähl­
aktion vorgegangen wurde: Wer sich 
nicht zählen lassen wolle, werde 
8

nicht erfasst, hatte Sozialsenatorin 
Elke Breitenbach (Die Linke) auf ei­
ner Pressekonferenz versichert. „Die 
Menschen werden nicht aufgeweckt 
und nicht verfolgt. Sie haben ein 
Recht auf Anonymität und Privat­
heit.“ Und so war es auch Journalis­
ten nicht erlaubt, die Zählteams be­
richtend – egal, ob mit Kamera oder 
Aufnahmegerät – zu begleiten. 
Aus ihrer Sicht, so Susanne Gerull, 
sei die Obdachlosenzählung „nach 
allen Regeln sozialwissenschaftlicher 
Forschung erfolgreich durchgeführt 
worden.“ Dazu gehört auch die Aus­
wertung von Antworten auf Fragen, 
etwa nach Alter, Herkunft und der 
Situation der Betroffenen auf der 
Straße. Ein erstes Ergebnis: 56 Pro­
zent sind zwischen 30 und 49 Jahre 
alt, die Jüngsten zwischen 14 und 17 
und die Ältesten über 65 Jahre. Die 
meisten der Gezählten sind Männer, 
47 Prozent der Obdachlosen sind 
seit mehr als drei Jahren ohne fes­
ten Wohnsitz.  
Gegen die Zählung hatten sich die 
Selbstvertretung wohnungsloser 
Menschen und das Wohnungslo­
senparlament in Gründung ausge­
sprochen. „Wir brauchen aber die­
se Zahlen, um besser helfen zu kön­
nen“, konterte der Regierende Bür­
germeister Michael Müller. Sozial­
senatorin Elke Breitenbach  ergänzte, 
dass 8,9 Mil lionen Euro zusätzlich 
für Modellprojekte bereitstünden. 
Dieses Geld solle sinnvoll eingesetzt 
werden.            Rosemarie Mieder
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Buchtipp
soziale Wohnungsversorgung: 
strukturen sind veränderbar
Nach der Misere der sozialen Wohnungsversorgung set­
zen die Autoren des Buches „Wohnen ist ein Menschen­
recht“ auf eine neue Wohnungsgemeinnützigkeit, die 
gegen private Verwertungsinteressen durchgesetzt wer­
den muss. Punktuelle, zeitlich befristete und räumlich 
begrenzte Interventionen der öffentlichen Hand werden 
nicht ausreichen, um das Problem Wohnungsnot zu lö­
sen. Die Autoren plädieren für einen nicht gewinnorien­
tierten, öffentlich getragenen Wohnungsbau und ver­
weisen auf funktionierende Beispiele wie den Salzburger 
Wohnungsbaufonds und die  Council­Housing­Programme 
in Großbritannien. Best­Practice­Beispiele in Freiburg, 
Münster, Mannheim, Barcelona und Wien werden vor­
gestellt. Ihr Fazit: „Strukturen sind das Ergebnis mensch­
lichen Handelns und damit auch veränderbar.“
rb

Thomas Eber hardt-
Köster, Wolfgang Pohl, 

Mike Nagler u.a:. 
Wohnen ist ein 

Menschenrecht. 
Hamburg 2018. 7 Euro 
MieterMagazin 3/2020
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FORdeRuNg des VZbV

stromsperren  
verhindern
Im vergangenen Jahr wurde in 
 ber lin über 20 000  haushalten der 
strom abgestellt. Tendenz: stei­
gend. dabei hat das bundesver fas­
sungsge richt schon im  Jahre 2010 
festge stellt, dass die Versorgung 
mit energie Teil des „menschen­
würdigen existenzmini mums“ ist. 
der Verbraucher zentrale bundes­
verband (vzbv)  fordert nun Maß­
nahmen zur Vermeidung von 
stromsperren. 

Im Rahmen des von der Bundesre­
gierung ins Auge gefassten Kohle­
ausstiegs werden die  Strompreise 
weiter steigen. Die Energiearmut 
wird im laufenden Jahr zunehmen, 
die Zahl der Stromsperren wird ein 
Rekordhoch erreichen. 
Der vzbv fordert: „Stromsperren 
muss stärker entgegengewirkt wer­
den.“ Betroffen sind vor allem Be­
zieher von Grundsícherung, Arbeits­
losen­, Kranken­ und Pflegegeld, 
MieterMagazin 3/2020

Wer zahlt, erhält 
eine Vorzugs­
behandlung
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Geringverdiener und Rentner, aber 
auch Studierende und Auszubilden­
de. Ursache für Zahlungsrückstände 
sind häufig persönliche Krisen und 
Krankenhausaufenthalte. Dabei kön­
nen schnell hohe Forderungen auflau­
fen. Ab einem Zahlungsrück stand 
von 100 Euro darf der Stromversor­
ger die Energielieferung sperren.
Die Strompreise für private Haushal­
te haben sich in den vergangenen 
20 Jahren mehr als verdoppelt, nicht 
zuletzt durch den staatlichen Anteil 
an den Kosten. Der vzbv fordert des­
halb eine Senkung des Strompreises 
durch eine Steuer­, Abgaben­ und 
sprung kos
Umlagenreform. Sinkende Einkaufs­
preise der Versorger sollen zeitnah 
an die Haushaltskunden weiterge­
geben werden. Der ALG­II­Regelsatz 
müsse an die  Ausgabensteigerung 
dynamisch angepasst werden, denn 
bereits jetzt übersteigen die tatsäch ­
lichen Stromkosten den dafür vor­
gesehe nen Anteil im Regelsatz um 
14 Pro  zent und mehr. In der Grund­
ver sor gungsverordnung seien Maß­
nahmen für einen besseren Schutz 
vor Stromsperren vorzusehen. Auch 
fordert der vzbv die Einrichtung un­
abhängiger Beratungsstellen. 
Rainer Bratfisch

L Der Berliner 
Mieterverein berät 
zum Thema Ver-
sorgungssperren. 
Infoblatt 163 unter 
www.berliner­mie
terverein.de/recht/
infoblaetter.htm
tet extra

WOhNuNgssuche

die Nasenlänge Vor

„schneller in Ihr Traumzuhause“ – 
mit diesem slogan bewirbt das 
Wohnungssuchportal Immobilien­
scout24 seine Premium­Mitglied­
schaft. die ist kostenpflichtig. und 
manchmal notwendig, wenn man 
einfach nur berücksichtigt werden 
will. 
Glück und das richtige Timing  spielen 
bei der Wohnungssuche eine  große 
Rolle. Den Mitbewerbern ei ne Na­
senlänge voraus sein – das wär’s. 
Einen solchen „Vorsprung vor den 
Konkurrenten“ verspricht die Pre­
mium­Mitgliedschaft von Immobi­
lienScout24.
Nutzern dieses Bezahldienstes ste­
hen diverse Zusatzfunktionen zur 
Verfügung: eine „Chancen­Analyse“, 
die – neben weiteren Informationen 
– Auskunft darüber gibt, wie  viele Be­
werber einen Anbieter zu einer be­
stimmten Anzeige bereits  kontaktiert 
haben. Zudem erhält man einen „Pre­
mium­Besichtigungskalender“ und 
eine „hochwertig gestaltete Bewer­
bermappe in digitaler Form“. Pre­
mium­Mitglieder können exklusive 
Anzeigen früher als ihre Konkurren­
ten kontaktieren und haben so ei­
nen Vorsprung. Vor allem aber lan­
den Kontaktanfragen immer ganz 
oben im Postfach von Wohnungs­
anbietern.  
Diesen Service lässt sich der Markt­
führer gut entlohnen: Bei der Min­
destlaufzeit von zwei Monaten wer­
den rund 30 Euro pro Monat fällig, 
bei einer viermonatigen Laufzeit 25 
Euro monatlich und bei einer sechs­
monatigen 20 Euro. In besonders 
nachgefragten Städten und Lagen 
gibt es indessen kaum eine Alterna­
tive zu dem kostenpflichtigen An­
gebot: um die Menge an Anfragen 
zu reduzieren, schränken Vermieter 
mitunter die Kontaktaufnahme auf 
Premium­Mitglieder ein. Man zahlt 
also, um einfach nur berücksichtigt 
zu werden. 
Katharina Buri
9

https://www.berliner-mieterverein.de/recht/infoblaetter/info-163-sperre-von-wasser-gas-strom-und-fernwaerme-wegen-zahlungsverzugs-des-vermieters-und-sicherung-der-kaution-mit-musterschreiben.htm
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Eine aktuelle Umfrage der Antidis­
kriminierungsstelle des Bundes be­
legt: Jeder dritte Wohnungssuchen­
de mit Migrationshintergrund mach­
te in den vergangenen zehn Jahren 
bei der Wohnungssuche Erfahrun­
gen mit Diskriminierung. 

Die Antidiskriminierungsstelle hat 
seit ihrer Gründung vor vier Jahren 
rund 1400 Hinweise zu Fällen von 
Diskriminierung bei der Wohnungs­
vergabe erhalten. Eine aktuelle re­
präsentative Umfrage bestätigt: Der 
Wohnungsmarkt ist der Bereich, in 
dem die meisten Befragten Proble­
me mit rassistisch bedingter Diskri­
minierung vermuten. Auffallend: 29 
Prozent der Befragten äußerten gro­
ße oder sehr große Bedenken, wenn 
in die Nachbarwohnung oder in das 
Nachbarhaus Menschen mit Migra­
tionshintergrund einziehen würden.
In einem Gutachten verweisen die 
Bonner Rechtswissenschaftler Prof. 
Dr. Gregor Thüsing und Dr. Sabine 
Vianden auf rechtliche Schlupflöcher, 
die die Umsetzung des Allgemeinen 
Gleichbehandlungsgesetzes (AGG) 
noch immer behindern. So dürfen 

UMfrAgE DEr AntiDiskriMini

rechtliche schlupfl
10

Melanie Weber­
Moritz, neue DMB­

Bundesdirektorin
beispielsweise Wohnungsbaugesell­
schaften Wohnungssuchende „im 
Hinblick auf die Schaffung und Erhal­
tung sozial stabiler Bewohnerstruk­
turen und ausgewogener Siedlungs­
strukturen sowie ausgeglichener 
wirtschaftlicher, sozialer und kultu­
reller Verhältnisse“ nach wie vor un­
terschiedlich behandeln. Das AGG 
gilt grundsätzlich nicht, wenn ein 
besonderes „Nähe­ oder Vertrauens­
verhältnis“ eingegangen wird, etwa 
bauen, inte
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wenn Mieter und Vermieter Wohn­
raum auf demselben Grundstück 
nutzen. 
Bernhard Franke, kommissarischer 
Leiter der Antidiskriminierungsstel­
le des Bundes, fordert, dass die Aus­
nahmeregelungen umgehend aufge­
hoben werden. Die  Menschenrechte 
gelten schließlich auch für Wohnungs­
suchende mit Migrationshintergrund 
– ohne jede Einschränkung.
Rainer Bratfisch

Ein fremder name 
reicht oft aus, um 
zur Wohnungs­
besichtigung 
nicht eingeladen 
zu werden

L Die Ergebnisse 
der Umfrage unter
https://www.anti
diskriminierungs
stelle.de/
ressenvertretung stärken

nachdem lukas siebenkotten zum 
Präsidenten des Deutschen Mieter­
bundes (DMB) aufgerückt ist, hat 
der Mieterdachverband Melanie 
Weber­Moritz zur neuen Bundes­
direktorin ernannt.

nEUE DMB­BUnDEsDirEktorin

rechtsberatung aus

Seit Dezember ist Melanie Weber­
Moritz neue DMB­Bundesdirektorin. 
Die 45­jährige promovierte Politik­ 
und Sozialwissenschaftlerin war von 
2015 bis 2019 Geschäftsführerin der 
Deutschen Stiftung Verbraucher­
schutz. Davor leitete sie über sieben 
Jahre lang den Fachbereich Umwelt 
bei der „Verbraucher Initiative“. 

„Für mich stehen die  umfassende 
politische Arbeit in der Mieterorga­
nisation und die Interes sen   vertre­
tung der Mieterinnen und Mieter 
in Deutschland im Mittel punkt“, 
erklärt Melanie Weber­Moritz. Sie 
will für die 1,2 Millionen Mitglieder­
haushalte die professionelle und 
flä chendeckende Rechtsberatung 
wei ter stärken und zusätzlich auch 
neue Angebote, wie zum Beispiel 
die Online­Beratung, vorantreiben.

„Klimaschutz, Wohnungsbau und 
 soziale Gerechtigkeit sind die wich­
tigsten Themen unserer Zeit“, sagt 
die Bundesdirektorin. „Zusammen 
mit unserem Präsidenten Lukas Sie­
benkotten will ich dafür sorgen, dass 
bei diesen Fragen die Interessen der 
Mieterinnen und Mieter gewahrt 
und gestärkt werden.“
Lukas Siebenkotten war elf  Jahre 
lang DMB­Bundesdirektor, bevor er 
im Juni 2019 zum hauptamtlichen 
Präsidenten des Mieterbundes ge­
wählt wurde.
Jens Sethmann
MieterMagazin 3/2020

https://www.antidiskriminierungsstelle.de/
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Wird die Um­
wandlung bald 
stärker reguliert?
Bundesjustizministerin Christine 
lambrecht (sPD) hat eine Änderung 
des Baugesetzbuches vorgeschla­
gen, nach der die Umwandlung von 
Miet­ in Eigentumswohnungen nur 
noch in besonderen Ausnahme­
fällen genehmigt werden soll. ob 
Bauminister Horst seehofer (CsU) 
mitzieht, ist noch ungewiss.

„Die Umwandlung von Miet­ in Ei­
gentumswohnungen ist häufig der 
erste Schritt zur Verdrängung altein­
gesessener Mieterinnen und Mieter“, 
weiß Christine Lambrecht. Die Justiz­
ministerin hat deshalb einen ersten 
Gesetzentwurf zur Erschwerung der 
Umwandlung vorgelegt. 
In Gebieten mit angespanntem Woh­
nungsmarkt sollen Mietshäuser nur 
noch mit einer behördlichen Ge­
nehmigung in Einzeleigentum auf­
geteilt werden dürfen. Eine solche 
Genehmigung wird nur erteilt, wenn 

UMWAnDlUng von MiEt­ in E

Ministerin will Ausn
MieterMagazin 3/2020
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Sie sich für 100 %

und das zum faire
die Wohnungen an mindestens 
zwei Drittel der Mieter zur eigenen 
Nutzung verkauft werden, wenn 
die Wohnungen an die Erben des 
Eigentümers gehen, wenn die Woh­
nungen an Familienmitglieder des 
Eigentümers zur eigenen Nutzung 
verkauft werden oder wenn dem Ei­
gentümer wirtschaftlich nicht zuzu­
muten ist, auf den Einzelverkauf der 
Wohnungen zu verzichten. 
Dies geht über das Umwandlungs­
verbot in den Milieuschutzgebieten 
hinaus, denn dort müssen Umwand­
lungen genehmigt werden, wenn 
sich der Eigentümer verpflichtet, die 
Wohnungen sieben Jahre lang nur 
den Mietern zum Kauf anzubieten. 
In der Praxis wird diese Frist oft 
umgangen, indem man die Mieter 
herauskauft und die Wohnung dann 
an kaufwillige Interessenten vergibt. 
Bundesbauminister Seehofer stimmt 
dem Lambrecht­Vorschlag nur zum 
ürliche E
r Ihre Zuk
r12 Strom entscheiden 

 regenerative Energie – 

n Preis.

Schließen

www.vatte

telefonisc
Teil zu:  „Eine Gesetzesänderung soll­
te nicht verhindern, dass die Mieter 
einer Wohnung die Chance bekom­
men, diese selbst zu kaufen.“ Sollte 
diese Haltung dazu führen, dass das 
Gesetz ein ähnliches Schlupfloch be­
kommt wie im Milieuschutz, dann 
wäre nicht viel gewonnen. 
Jens Sethmann
11
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 Sie gleich ab unter 

nfall.de/berlin-natur oder 
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DMB und DUH 
fordern ein 

Energielabel für 
Wohngebäude
Durch eine Kombina tion aus Ener-
gieeinsparung und Einsatz erneuer-
barer Energien soll der Primärener-
giebedarf von Gebäuden bis 2050 
um rund 80 Prozent gegenüber 
2008 gesenkt werden. Die Deut-
sche  Umwelthilfe (DUH) und der 
Deutsche Mieterbund (DMB) ha-
ben zur Erreichung dieses Ziels ein 
10-Punkte-Sofort programm vorge-
legt, das auch  ei ne  soziale Verträg-
lichkeit garantieren soll.

Für das Ziel, den Gebäudebestand 
bis zum Jahr 2050 klimaneutral zu 
gestalten, sind 14 bis 25  Milliarden 
Euro notwendig. Für die kommen-
den Jahre plant die Bundesregierung 
jedoch nur knapp 4 Milliarden Euro 
pro Jahr für den Klimaschutz in Ge-
bäuden ein. 

DMB UND DUH ZUr ENErGETiSc

Klimaneutralität soz
12
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DMB-Geschäftsführer Ulrich Ro-
pertz fordert, die Modernisierungs-
umlage von derzeit 8 auf maximal 4 
Prozent zu senken und die entstehen-
de Kostenlücke durch staatliche Zu-
schüsse zu kompensieren. Nach dem 
Prinzip der Warmmietenneutralität 
sollen Mietsteigerungen nicht höher 
ausfallen als die eingesparten Heiz-
kosten. Innerhalb von acht Jahren 
soll die Miete wegen energetischer 
Modernisierung um maximal 1,50 
Euro je Quadratmeter steigen. 
DMB und DUH plädieren dafür, nur 
noch Sanierungen zu fördern, die 
den Zielen eines klimaneutralen Ge-
bäudebestandes entsprechen, und 
fordern ein „kluges Ordnungsrecht, 
flankiert durch ausreichend Förde-
rung, das weitere  Sanierungsanreize 
setzt“. Die bestehenden  Gebäude 
lieuschutzg
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sollen in sechs Klassen eingeteilt 
werden, je nach energetischer Qua-
lität. Je früher der Vermieter saniert 
und je schlechter die Gebäudeklas-
se ist, desto höher fiele danach der 
Zuschuss aus. Neue Wohngebäude 
sollten ausschließlich im KfW-Effi-
zienzhausstandard 40 oder einem 
darüber liegenden gebaut und ge-
fördert werden.    Rainer Bratfisch
ebiet?

Die Umwandlung von Miet- in Ei-
gentumswohnungen geht trotz Mi-
lieuschutzes nahezu ungebremst 
weiter, auch im Bezirk Pankow. Ein 
Beispiel ist das Haus Schönhauser 
Allee 69. Nachdem das Bezirksamt 
Pankow hier den Eigentümern die 
Abgeschlossenheitsbescheinigung 
ausgestellt hatte, genehmigte es 
ihnen im November 2019 auch die 
Begründung von Wohnungs- und 
Teileigentum, die eindeutig auf die 
Verdrängung der bisherigen Mieter 
abzielt.

Ein Balkon am Bad, bodentiefe Fens-
ter und Türen, überdimensionierte 
Fahrstühle, eine neue Haustür für 
33 000 Euro und andere im Rahmen 
der „Modernisierung“ angekündig-
te Maßnahmen treiben die Mieten 
für die elf verbliebenen Bewohner 
in Höhen, die für sie nicht mehr be-
zahlbar sind. Beispiel: Eine 74 Qua-
dratmeter große Wohnung,  deren 
Nettokaltmiete zurzeit 5,48 Euro pro 
Quadratmeter beträgt, soll nach der 

ScHöNHAUSEr AllEE 69

Verdrängung im Mi

 Weitere 
nformationen: 
ttps://schoen
auser.home.blog/

Bewohner E
 wehren sich 

gegen Verkauf:
.. aber keiner geht!
„Modernisierung“ 19,29 Euro pro 
Quadratmeter kosten. Des  Weiteren 
soll das Dachgeschoss ausgebaut 
und der Keller zu Gewerberäumen 
umgebaut werden, im Hof soll ein 
fünfstöckiges Townhouse entstehen. 
Trotz Baustopps wurden bereits 
sämtliche Bäume im Hof gefällt. 
Alle Mieter haben einen sozialen 
Härtefall geltend gemacht und der 
Modernisierung nicht zugestimmt. 
Die Rechtsanwälte der Eigentümer 
klagen auf Duldung. Im April 2020 
soll die erste Verhandlung stattfin-
den. Der Berliner Mieterverein un-
terstützt die Mieter. 
Das Haus gehört der  „Schönhauser 
Allee 69 Berlin GmbH“, einer Betei-
ligungsgesellschaft mit Sitz in der 
Bleibtreustraße.  Geschäftsführer 
sind Rom Zalel und Itai Amir.  Bei de 
unterhalten ein Geflecht von Firmen, 
die sich mit der Verwertung von 
Wohn- und Hotelimmobilien und 
deren Management beschäf tigen. 
Den Bewohnern und den Unterstüt-
zern vom berlinweiten Netzwerk 
„#200Häuser“ ist wichtig, den Aus-
verkauf der Stadt zu stoppen: „Wenn 
Wohnraum nur noch Ware ist und 
soziale  Aspekte für den Kiez keinen 
Platz mehr ha ben, wird eine vielsei-
tige Gesellschaft ausgekämmt. Wir 
fordern besseren aktiven Mieter-
schutz und Transparenz seitens der 
Politik“, so die unter „Mietergemein-
schaftS69“ auftretende organisierte 
Bewohnerschaft.   
Rainer Bratfisch
MieterMagazin 3/2020
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ben energetische Sanierung mietenneutral
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Der Genossinnenschaft Schokofabrik 
– ihr gehören ausschließlich Frauen 
an – in der Kreuzberger Mariannen- 
und Naunynstraße ist es  gelungen, 
eine energetische Sanierung durch-
zuführen, ohne dass Mieterhöhun-
gen daraus folgen. im Februar 2020 
ging das Blockheizkraftwerk (BHKW) 
im Keller des Gebäudes in Betrieb.

„Wärme und Strom vor Ort zu pro-
duzieren ist die Quadratur des Krei-
ses“, erläuterte Vorständin Christine 
Rudolf. Die vier Ecken des Quadrats 
auszufüllen, sei nicht einfach gewe-
sen. Erstens sei die Schokofabrik die 
erste Genossenschaft in Berlin, die 
zu diesem Zweck keine Firma aus-
gegründet, sondern alles unter dem 
eigenen Dach umsetzt hat. Zweitens 
sei die Genossinnenschaft Teil  einer 
Eigentümerinnengemeinschaft, die 
nun gleichfalls von der Wärmelie-
ferung profitieren, was vertraglich 
nicht einfach zu gestalten war. Hin-
zu sei gekommen, dass sie selbst 
lange erkrankt war und ihre Kolle-
gin Uli Schlun die Arbeit fast allei-
ne stemmen musste, und schließlich 
sei auch die planerische und techni-
sche Lösung „eine Riesenherausfor-
derung“ gewesen.
Die Genossinnenschaft hat mehr 
als 300 000 Euro investiert. Dies 
war möglich, weil für einen großen 
Teil der baulichen Maßnahmen das 
„Berliner Programm für Nachhaltige 
Entwicklung“ (BENE) der Investi-
tionsbank Berlin (IBB) genutzt wer-
den konnte und die Berliner Spar-
kasse als Hausbank einen Kredit gab. 
So reichten als Eigenkapitalanteil 
zusätzliche freiwillige Genossinnen-
schaftseinlagen in Höhe von 25 000 
Euro aus. 
Die Genossinnenschaft war 2003 
gegründet worden, um das Frauen-
zentrum Schokofabrik zu erhalten, 
dessen Existenz durch den geplanten 
Verkauf der Immobilien durch das 
landeseigene Wohnungsunterneh-
men GSW bedroht war. Sie hat da-
mals zusätzlich auch Wohnungen in 
den Gebäuden erworben. Mehr als 
100 Genossinnen unterstützen seit-

ScHoKoFABriK

Genossinnen betrei
MieterMagazin 3/2020
her mit ihrer Einlage die Genossin-
nenschaft und ihre Projekte. 
Nach der nun erfolgten energeti-
schen Sanierung spart die Genos-
sinnenschaft nach eigenen Angaben 
jedes Jahr etwa 100 Tonnen CO2 
ein. Die Einwerbung der  IBB-Mittel, 
ebenso wie die Beantragung der 
Einspeisevergütung für den über-
schüssigen Strom war so aufwendig, 
dass dafür externe Dienstleister in 
Anspruch genommen werden muss-
ten. Dass die energetische Sanierung 
trotzdem mietenneutral durchge-
führt werden konnte, liegt am Be-
trieb des Hamam, eines türkischen 
Bades in der Schokofabrik, das kon-
tinuierlich über das ganze Jahr war-
mes Wasser abnimmt.
Elisabeth Voß

christine rudolf 
und Genossinnen 
vor dem neuen 
Blockheizkraftwerk

L Mehr Infos: 
https://www.
genossinnenschaft-
schokofabrik.de 
Buchtipp
Vom Todesstreifen zum Stadtplatz
Wenn es um die Berliner Mauer geht, stehen meist die Über-
reste der Mauer in der Innenstadt, die East Side Gallery und 
die Gedenkstätte Berliner Mauer im Fokus. Aber die rund 43 
Kilometer lange innerstädtische Mauer trennte auch Treptow 
und Neukölln. Constanze Suhr, Jahrgang 1952, kennt das Areal 
zwischen Bouchéstraße, Harzer Straße und Mengerzeile und 
viele der dort wohnenden Mieter seit Jahrzehnten. Nach dem 
Fall der Mauer prallten hier zwei Welten aufeinander. Mit der 
Ruhe war es vorbei, als Vonovia, Deutsche Wohnen, Padovicz 
& Co. den Kiez als Bauland und Spekulationsobjekt entdeck-
ten. Auf der „Hundewiese“, einer ehemaligen Brache, ist ei-
ne Eigentumswohnanlage entstanden, Mietwohnungen wur-
den zu Eigentumswohnungen. Die Gentrifizierung verändert 
die Bevölkerungsstruktur. Die Autorin hat mit vielen Zeitzeu-
gen gesprochen. Alte und neue Bewohner erzählen ihre Ge-
schichte. Das mit Fotos aus Archiven und aus privatem Besitz 
opulent illustrierte Buch ist so eine lebendige Chronik der Ver-
änderungen in den letzten drei Jahrzehnten.      rb

Constanze Suhr 
(Hg.): Der Platz – 

Geschichten um 
einen ehemaligen 

Todesstreifen in der 
Berliner Innenstadt. 
Berlin 2019. 12 Euro
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men bleiben erhalten

von der Bundes­
regierung nach­
  justiert – zu 
halb herzig, wie 
Kritiker monieren
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Der Bundestag hat die Mietpreis­
bremse um weitere fünf Jahre ver­
längert und die Möglichkeit, zu viel 
gezahlte Miete zurückzufordern, 
verbessert. Das Hauptproblem der 
Mietpreisbremse – die vielen Aus­
nahmen – bleibt aber bestehen.

„Wir konnten feststellen, dass die 
Mietpreisbremse wirkt“, sagt die 
SPD-Bundestagsabgeordnete Eva 
Högl. „Der Anstieg der Mieten bei 
Neuvermietungen hat sich verlang-
samt. Genau so wollen wir weiter-
machen.“ Der Bundestag hat des-
halb am 14. Februar  beschlossen, 
die Mietpreisbremse um  weitere 
fünf Jahre bis Ende 2025 zu verlän-
gern. 
Künftig können Mieter bei Verstö-
ßen gegen die Mietpreisbremse 
auch die zu viel gezahlte Miete ab 
Vertragsbeginn zurückfordern, so-
fern sie innerhalb von 30 Monaten 
die überhöhte Miete rügen. Bisher 
war ein Rückzahlungsanspruch erst
ab der Rüge möglich, was davor zu 
viel gezahlt war, konnte nicht zurück-
gefordert werden. Wird erst nach 
30 Monaten gerügt, ist eine Rück-
forderung wiederum erst ab der Rü-
ge möglich. Man sollte also mit der 
Rüge nicht länger warten. Die Neu-
regelung gilt nicht für Altfälle, son-
dern nur für jetzt neu abgeschlosse-
ne Mietverträge.
Die im Jahr 2015 eingeführte Miet-
preisbremse wäre in diesem Jahr 
ausgelaufen. Sie besagt im Grund-
satz, dass bei der Wiedervermietung 
von Wohnraum die ortsübliche Ver-
gleichsmiete um höchstens zehn 
Prozent überschritten werden darf. 
Das gilt aber nur an Orten, für die 
die jeweilige Landesregierung einen 
angespannten Wohnungsmarkt fest-
gestellt hat. Zudem gibt es Ausnah-
men, wenn umfassend modernisiert 
wurde oder die Miete des Vormieters 
bereits über dem nach der Mietpreis-
bremse zulässigen Wert lag. Bei mö -
  blierten Wohnungen ist die Mieter-
höhungsbegrenzung kaum durchzu-
setzen. Und: Bei Verstößen droht den 
Vermietern keinerlei Bußgeld.

MietpreisBreMse verlängert 

umstrittene Ausnah
14
All diese eklatanten Schwächen hat 
die Bundesregierung nicht abgestellt. 

„Die Ausnahmen müssen aus den 
Regelungen zur Mietpreisbremse 
herausgenommen werden“, fordert 
Christian Kühn, Baupolitiker der 
Grünen. Für Caren Lay von den Lin-
ken ist klar: „Mit halbherzigen Re-
förmchen bekommen wir den Mie-
tenwahnsinn nicht in den Griff.“
Der Deutsche Mieterbund (DMB) be-
grüßt die Gesetzesänderung. „Diese 
Nachbesserungen reichen aber noch 
nicht aus“, erklärt DMB-Präsident 
Lukas Siebenkotten. „Die Mietpreis-
bremse muss bundesweit gelten. 
Und die Ausnahmen müssen gestri-
chen werden.“        Jens Sethmann
Buchtipp
vom märkischen Marktflecken  
zur Metropole
Wie wurde aus der kleinen märkischen Handelsstadt, die an 
Bedeutung nicht über Frankfurt an der Oder und Tangermün-
de hinausragte, jene Metropole, die heute Millionen  Touristen 
aus aller Welt anzieht? Der Autor Jens Bisky, heute Feuilleton-
redakteur der „Süddeutschen Zeitung“, ist für seine Leser durch 
fast 400 Jahre Geschichte gewandert. Vom  Dreißigjährigen 
Krieg bis in unsere Gegenwart zeichnet er eine Stadt-Geschich-
te nach, die uns auch auf so manche aktuellen Fragen  eine 
Antwort geben kann. Über Berlins erste Aufwertung in eine 
Residenz, deren Transformation in die Hauptstadt des deut-
schen Reiches und schließlich in dessen größte Industriestadt, 
die am Ende des Zweiten Weltkrieges nur noch eine Trüm-
merlandschaft war. Wie es wiedererstand, zerschnitten und 
schließlich erneut vereinigt wurde. Eine Gesamtdarstellung, 
die einen gewaltigen Bogen zieht und auf viele Ereignisse und 
Menschen schaut, die die Stadt erst groß gemacht haben. rb

Jens Bisky: Berlin 
– Biographie einer 

großen Stadt. Berlin 
2019, 38 Euro
MieterMagazin 3/2020



Der neubau 
von bezahlbaren 
Woh  nungen muss 
deutlich aufge­
stockt werden, 
fordert der DMB
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Die lage auf den Wohnungsmärk­
ten spitzt sich deutschlandweit im­
mer mehr zu. Der Deutsche Mieter­
bund (DMB) fordert deshalb die 
Bundesregierung dringend zum 
Handeln auf.

Besonders in den Großstädten stei-
gen die Mieten auf Rekordniveau. 
Hier hat fast die Hälfte der Mieter 
Angst, die Miete künftig nicht mehr 
zahlen zu können. Der Wohnungs-
bau stagniert, vor allem der Bau 
von bezahlbaren Wohnungen hinkt 
dem Bedarf meilenweit hinterher. 

„Der Markt kann die Probleme nicht 
lösen“, stellen DMB-Präsident Lukas 
Siebenkotten und DMB-Bundesdi-
rektorin Melanie Weber-Moritz fest. 

„Notwendig sind jetzt schnelle, um-
fassende und auch radikale Lösun-
gen.“ 
Der DMB hat deshalb einen Katalog 
mit zwölf Forderungen aufgestellt. 

DMB­FOrDerungen 

radikale lösungen 
angemahnt 
MieterMagazin 3/2020

Den Ableser 
muss man einmal 

jährlich in die 
Wohnung lassen
Der Bestand an Sozialwohnungen 
muss demnach bis 2030 auf zwei 
Millionen ausgebaut werden. Da-
neben sind jährlich 60 000 neue be-
zahlbare Mietwohnungen zu errich-
ten. Die Wiedereinführung eines ge-
meinnützigen Wohnungssegments 
mit dauerhaften Sozialbindungen 
muss vorangetrieben werden. Öf-
fentliche Grundstücke dürften nicht 
mehr verkauft werden, die Kommu-
nen sollen ein generelles Vorkaufs-
recht erhalten. Die Umwandlung 
von Miet- in Eigentumswohnungen 
uer werden
soll gestoppt werden. Für Kündigun-
gen wegen Eigenbedarfs oder Zah-
lungsverzugs seien höhere Hürden 
notwendig.
Mieterhöhungen sollen einer stren-
geren Kappungsgrenze unterliegen, 
die Mietpreisbremse muss scharfge-
stellt werden und Mietwucher unter 
Strafe stehen. Modernisierungen 
möchte der DMB stärker gefördert 
und sozialverträglich geregelt sehen. 
Im Wohngeld seien die Energiekos-
ten zu berücksichtigen.
Jens Sethmann
Diesen termin sollte man sich dick 
im Kalender eintragen oder ihn 

rechtzeitig neu vereinba­
ren: Das Ablesen der Hei­

zungsdaten muss jeder 
Mieter ermöglichen. 
Wer nicht selbst vor 
Ort ist, kann eventuell 
nachbarn bitten, den 

Ableser in die Woh­
nung zu lassen. Wer ihn 

einfach vor der tür stehen 
lässt, riskiert Kosten und eine 

ungünstige schätzung. 

„Leider habe ich Sie nicht angetrof-
fen“, steht auf dem Zettel im Brief-
kasten – und das ist ärgerlich. Denn 
wer den angekündigten Termin des 
Heizungsablesers verpasst, kann 
für eine weitere Anfahrt zur Kasse 
gebeten werden. Aus einem Miet-

HeizKOstenABlesung

versäumen kann te

verhältnis ergibt sich die Pflicht, den 
Ablesedienst einmal jährlich in die 
Wohnung zu lassen. Die Daten sind 
notwendig, damit später eine ord-
nungsgemäße Nebenkostenrech-
nung erstellt werden kann. 
Der Termin muss aber mindestens 
10 bis 14 Tage vorher angekündigt 
werden, damit Mietern genug Zeit 
bleibt, erforderlichenfalls eine an-
dere Verabredung mit der Firma zu 
treffen. Für die braucht es triftige 
Gründe: Urlaub, Krankenhausauf-
enthalt oder eine nicht zu verschie-
bende dienstliche Verpflichtung bei-
spielsweise. Anspruch auf einen Ter-
min an einem Samstag haben auch 
Berufstätige nicht. Behelfen kann 
man sich möglicherweise dadurch, 
dass man einem vertrauenswürdigen 
Nachbarn für die Zeit der Ablesung 
die Wohnungsschlüssel anvertraut. 
Wer sich nicht kümmert und Termi-
ne mehrmals aus eigenem Verschul-
den verstreichen lässt, muss es sich 
schließlich auch gefallen lassen, dass 
sein Verbrauch geschätzt wird – wo-
möglich zu seinem Nachteil.
Weil es gerade in großen Mietshäu-
sern immer schwierig ist, alle Bewoh-
ner zu erreichen, lassen mehr und 
mehr Vermieter Geräte einbauen, 
die per Funk abgelesen werden kön-
nen. Solche Technik ist allerdings 
auch eine Wohnwertverbesserung 
und führt damit zu einer Mieterhö-
hung. Dulden muss der Mieter den 
Austausch trotzdem, selbst wenn die 
alten Erfassungsgeräte für Heizwär-
me und Warmwasser noch funk-
tionstüchtig sind, entschied der Bun-
desgerichtshof (BGH vom 28. Sep-
tember 2011 – VIII ZR 326/10).
Rosemarie Mieder
15
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Der Mietendeckel ist da!
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Seit dem 23. Februar 2020 gilt in Berlin für fünf Jahre 
der Mietendeckel. Die Mieten werden auf dem Stand vom 
18. Juni 2019 eingefroren, dürfen bestimmte Obergren-
zen nicht überschreiten und können in neun Monaten so-
gar abgesenkt werden, wenn sie überhöht sind. Berlins 
Mieter bekommen damit eine „Atempause“. Der Senat 
reagiert mit dem Mietendeckel auf die völlig untaugliche 
Mietenpolitik der Bundesregierung und nutzt als erstes 
Bundesland die Zuständigkeit für das Wohnungswesen, 
die mit der Grundgesetzänderung von 2006 vom Bund 
an die Länder abgegeben wurde. 

Berlin ist das erste Bundesl
mit eigener Mieten
m 30. Januar 2020 hat das 
Abge ordnetenhaus das „Ge­
setz zur Mie tenbegrenzung 

im Wohnungswesen in Berlin“ – al­
so den Berliner Mietendeckel – ver­
abschiedet. Stadtentwicklungssen­
atorin Katrin Lompscher (Linke) 
nennt das „eine gute Botschaft für 
die Mieter unserer Stadt“, nachdem 
sich die Anspannung auf dem Woh­
nungsmarkt jahrelang immer weiter 
verschärft hatte. „Die Bundesregie­
rung hat dieser Entwicklung nahezu 
tatenlos zugesehen. Deshalb haben 
wir mit dem Mietendeckel ein Instru­
ment geschaffen, das die  teilweise 
absurde Preisentwicklung für die 
nächsten fünf Jahre stoppt“, erklärt 
Lompscher. „Es ist die Aufgabe von 

A

MieterMagazin 3/2020
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Protest gegen 
 Mietenentwicklung 
im April 2019; 
Abstimmung des 
Berliner Abgeord-
netenhauses im 
Januar 2020 für 
den Mietendeckel
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„Absurde Preis­
entwicklung für fünf 

Jahre gestoppt“
Katrin Lompscher, 

Senatorin für Stadtent­
wicklung und Wohnen

Politik, Rahmenbedingungen dafür 
zu schaffen, dass sich Menschen mit 
kleinen und mittleren Einkommen 
auch künftig eine Wohnung und ein 
dazugehöriges Leben in Berlin leis­
ten können.“
Zustimmung kommt vom Berliner 
Mieterverein (BMV): „Wir begrüßen 
den Mietendeckel ganz ausdrücklich, 
auch wenn wir nicht mit allen Rege­
lungen glücklich sind“, sagt  Reiner 
Wild, Geschäftsführer des BMV. Die 
teilweise maßlosen Wohnkosten­
steigerungen durch die  Immobilien­ 
und Wohnungswirtschaft und die 
halbherzigen und unzureichenden 
Regulierungsversuche der Bundes­
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MieterMagazin 3/2020 D
Wie der Mietendeckel funktioniert

Mit dem Mietendeckel werden die Mieten nicht nur gedeckelt, 
sondern auch eingefroren und teilweise sogar abgesenkt. Er gilt 
für die rund 1,5 Millionen freifinanzierten Wohnungen – das 
sind mehr als 90 Prozent aller Berliner Mietwohnungen. 
Bei Sozialwohnungen und Wohnraum, der mit öffentlicher För­
derung modernisiert wurde, greift der Mieten deckel nicht, denn 
hier gelten ge son  derte Preisbindungen. Aus   genom men sind au­
ßerdem Neubauten, die ab 2014 bezugsfertig geworden sind.
Die Nettokaltmieten werden auf dem Stand vom 18.    Juni 2019 
bis zum 31. Dezember 2021 eingefroren. Es bleibt also bei der 
Miete, die an diesem Tag wirksam vereinbart war. Mieterhöhun­
gen sind ab diesem Stichtag nicht mehr zulässig. Das gilt auch für 
Staffel­ oder Indexmietverträge: Nach dem Stichtag eintreten­
de Erhöhungsschritte sind nicht wirksam. 

Mieter, die nach dem 18. Juni 2019 eine Mieterhöhung bekom­
men haben, können zweierlei tun: 
Entweder sie zahlen ab dem Inkrafttreten des Mietendeckels 
nur noch die am 18. Juni vereinbarte Nettokaltmiete. Sie soll­
ten dabei aber wegen möglicher Rechtsstreitigkeiten den ein­
gesparten Betrag vorsorglich zur Seite legen. 
Oder: Mieter zahlen weiter die erhöhte Miete und fordern den 
Vermieter unter Fristsetzung auf, die niedrigere  Stichtagsmiete zu 
bestätigen. Der Vermieter ist verpflichtet, dem Mieter die zulässige 
Miete mitzuteilen. Wenn er das nicht tut oder die mitgeteilte Mie­
te nicht dem Gesetz entspricht, können Mieter vor Gericht eine 
Feststellung über die zulässige Miete erstreiten. Gleichzeitig sollten 
Mieter das Bezirksamt bitten, die Miete zu überprüfen. Das Be­
zirksamt kann dann feststellen, ob die  Miete überhöht ist und ein 
Bußgeld verhängen. Ob man die Mieterhö hungsbeträge aus den 
Monaten zwischen dem 18. Juni 2019 und dem Inkrafttreten des 
Deckels zurückfordern kann, müssen die Gerichte entscheiden.

Ab Januar 2022 können die Mieten um bis zu 1,3 Prozent erhöht 
werden. Der exakte Prozentsatz wird vom Senat festgelegt. Er 
soll die allgemeine Preissteigerung widerspiegeln. Je nachdem, 
wie sich die Inflationsrate entwickelt, kann der jährliche Erhö­
hungssatz auch niedriger, aber nicht höher als 1,3 Prozent sein.

Beim Abschluss neuer Mietverträge werden die Mieten gedeckelt. 
Auch hier gilt die Stichtagsmiete fort, die am 18. Juni 2019 mit ei­
nem Vormieter vereinbart worden war. Mieter haben einen Aus­
kunftsanspruch gegenüber ihrem Vermieter, wie hoch  diese Miete 
war. Eine Ausnahme gilt für niedrige Mieten: Wenn die Vormiete 
unter 5,02 Euro pro Qua dratmeter lag und die Wohnung modern 
ausgestattet ist, kann bei der Wiedervermietung bis zu 1 Euro pro 
Quadratmeter mehr verlangt werden, höchstens aber 5,02 Euro. 

18. Juni 2019 bis Inkraftreten

Mieterhöhung ab 2022 maximal 1,3 Prozent

Neue Mietverträge in Miethöhe begrenzt
17
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„
fü
politik haben den Boden bereitet f
ein massiveres Eingreifen der Berl
ner Landesregierung. „Mit einem
öffentlich­rechtlichen Landesgeset
zur Deckelung der Mieten in Berli
tut sich eine historische Chance fü
eine soziale Wohnungsversorgung
auf“, so Wild. 
Auch Berlins Regierender Bürger­
meister Michael Müller argumen
tierte während der 16­monatigen
Entstehungszeit des Mietendeckels
grundsätzlich: „Was wir erleben
wie mit Grund und Boden speku
liert wird, ist schlichtweg unan­
ständig.“

„Wie mit Grund und 
Boden spekuliert wird, 

ist unanständig“
Michael Müller, 
Berlins Regierender 
Bürgermeister
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ericht
Die Idee, dass Berlin als Bundesland 
eine öffentlich­rechtliche Mietenbe­
grenzung einführen kann, stammt 
von Peter Weber, Jurist im Pankower 
Wohnungsamt. Im November 2018 
hat er in der „JuristenZeitung“ dar­
gelegt, dass mit der Grundgesetz­
änderung von 2006 der Bund die 
Zuständigkeit für das Wohnungs­
wesen an die Länder abgegeben hat 
und somit Berlin eine eigene Miet­
preisbeschränkung aufstellen könnte. 
Auch erfahrene Juristen waren von 
diesem überzeugend einfachen Ge­
dankengang überrascht.
In die politische Diskussion wurde 
diese Idee von einer Gruppe um die 
SPD­Bundestagsabgeordnete Eva 
Högl geworfen. Sie forderten den 
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Senat im Januar 2019 auf, eine sol­
che Mietpreisbeschränkung noch 
in dieser Legislaturperiode zu be­
schließen. Nach anfänglicher Skep­
sis einigten sich SPD, Linke und Grü­
ne. Am 18. Juni legte Stadtent wick­
lungssenatorin Lompscher Eckpunk­
te für den – mittlerweile so genann­
ten – Mietendeckel vor. Dieser Tag 
gilt auch als Stichtag für die einge­
frorenen Mieten. 
In jenen Wochen begannen auch die 
wütenden Kampagnen der Vermie­
ter­, Wirtschafts­ und Baulobby ge­
gen das Vorhaben. „Der Mietende­
ckel kommt einer Enteignung gleich 
und ist eine Katastrophe für den 
Berliner Wohnungsmarkt“, äußerte 
Jürgen Michael Schick, Präsident des 
Immobilienverbandes Deutschland 
(IVD). Der Eigentümerverband Haus 
& Grund rief seine Mitglieder zu 
umgehenden Mieterhöhungen auf. 

„Immobilieneigentümer in Berlin wer­

Historische Chance 
r eine soziale Woh­
nungsversorgung“

Reiner Wild,
Geschäftsführer des 

Berliner Mietervereins
Die Kritiker ziehen vor G

Mit dem Mietendeckel betritt Berlin 
juristisches Neuland. Der Senat ist 
davon überzeugt, das Mietendeckel­
Gesetz rechtssicher formuliert zu 
ha ben. Die Opposition glaubt hin ge­
gen, dass der Mietendeckel ver fas­
sungswidrig sei, denn für die Mieten­
politik ist nach ihrer Ansicht allein 
der Bund zuständig, und die Bundes­
regierung habe auf diesem Feld zum 
Beispiel mit der Mietenbremse be­
reits gehandelt. 
Auch die Immobilienwirtschaft ver­
tritt diesen Standpunkt. „Das Berli­
ner Parlament hat ein verfassungs­
widriges Gesetz verabschiedet“, sagt 
Susanne Klabe,  Geschäftsführerin 
des Landesverbandes Berlin/Branden­
burg Freier Immo bilien­ und Woh­
nungsunternehmen BFW.  Ähnlich 
BBU­Vorstand  Maren Kern, die glaubt
dass der Mietendeckel „in mehrfa­
cher Hinsicht klar im Widerspruch 
zum Grundgesetz steht“.
„Der Deckel löst keine Probleme, 
er ist das Problem“, erklärt Christian 
Gräff, CDU­Sprecher für Bauen und 
Wohnen. Die Vorsitzenden der Berli­
ner CDU­ und FDP­Fraktionen, Bur­
kard Dreg  ger und Sebastian Czaja, 
haben verkündet, vor dem Berliner 
Verfassungsgerichtshof Klage einzu­
reichen. Was für die Mieter gewon­
nen wäre, sollten sie den Mieten­
deckel erfolgreich kippen, bleibt ihr 
Geheimnis.
„Die Ankündigung der Fraktionsvor­
sitzenden von CDU und FDP zeigt, 
dass ihnen die  Wohnungsnotlagen 
der Mieterinnen und Mieter in Ber­
Christian Gräff, 
CDU-Sprecher für 
Bauen und Wohnen, 
ist Mietendeckel-
Gegner

Fo

lin gleichgültig sind“,  kommentiert 
BMV­Geschäftsführer Reiner Wild. 
CDU, FDP und AfD haben im Ab­
geordnetenhaus nicht einen ein­
zigen Änderungsantrag zum Mie­
tendeckelgesetz eingebracht. „Das 
zeigt, dass es der Opposition nicht 
um konstruktive Vorschläge zur Ver­
besserung des Mieterschutzes geht“, 
so Wild. 
js
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den den Wohnraum nicht mehr kos­
tendeckend bewirtschaften können“, 
erklärt der Haus & Grund­Vorsitzen­
de Carsten Brückner. 
Gegen die kommende Mietenbegren­
zung machte auch der Verband Ber­
lin­Brandenburgischer Wohnungs­
unternehmen (BBU) mobil, in dem 
überwiegend gemeinwohlorientier­
te Gesellschaften organisiert sind – 
aber eben auch die keineswegs ge­
meinwohlorientierte Deutsche Woh­

nen und andere. Auch die Wohnungs­
baugenossenschaften reihten sich 
in die Phalanx der Kritiker ein. Sie, 
die verhältnismäßig niedrige Mieten 
haben, sind zwar von der Deckelung 
durch Obergrenzen und künftige 
Mietsenkungsmöglichkeiten kaum 
betroffen, fürchten aber Einbußen 
wegen des Einfrierens der bestehen­
den Mieten. Deshalb wurde auch da­
rüber diskutiert, die Genossenschaf­
ten vom Mietendeckel ganz freizu­
stellen, doch so eine Extrawurst al­
lein aufgrund der Unternehmens­

„Keine kostendeckende 
Wohnraumbewirt­
schaftung möglich“

Carsten Brückner, 
Vorsitzender von 
Haus & Grund

„Der Mietendeckel kommt 
 einer Enteignung gleich“

Michael Schick,
Präsident des Immobilien­

verbandes Deutschland
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Bei höheren Mieten greifen die 
Oberwerte der Mietentabelle 
(siehe Seite 21). Liegt der vom 
Vormieter gezahlte Preis ober­
halb des entsprechenden Wer­
tes in der  Mietentabelle, gilt 
der Quadratmeterpreis der 
 Tabelle als die höchstzulässige 
Miete. Die Obergren zen liegen 
je nach Ausstattung und Bau­
jahr zwischen 3,92  Euro und 

9,80 Euro pro Quadratmeter. Ist eine besonders  moderne Aus­
stattung vorhanden, erhöhen sich die Obergrenzen noch einmal 
um je 1 Euro pro Quadratmeter. In Gebäuden mit höchstens zwei 
Wohnungen erhöhen sich die Oberwerte um zehn Prozent (siehe 
„Zulässige Zuschläge“, Seite 21). Die Mietobergrenzen müssen al­
le zwei Jahre angepasst werden.
Vor dem Abschluss eines neuen Miet  vertrages ist der Vermieter 
ver pflichtet, dem Mieter die zum Stichtag vereinbarte Miete und 
die Berechnung der Mietobergrenze mitzuteilen. Kommt der Ver­
mieter dieser Pflicht nicht nach oder fordert er eine höhere Mie­
te, sollte man sich an das Bezirksamt wenden. Die Behörde kann 
dem Vermieter ein Bußgeld auferlegen. Außerdem kann das Be­
zirksamt Auskunft über die zulässige Miethöhe geben. Mieter 
können dann sofort die Miete auf die Mietobergrenze absenken 
– sollten aber die eingesparten Beträge si   cherheitshalber zur Sei­
te legen. Oder aber sie zahlen die hohe Miete weiter und lassen 
selbst vor Gericht die zulässige Miete ermitteln. 

Gedeckelt werden auch Mieterhö hungen nach einer Moderni­
sierung. Sie dürfen die Nettokaltmiete höchstens um 1  Euro pro 
Quadratmeter ansteigen lassen. Mieterhöhungen sind nur für 
Maßnahmen möglich, die entweder der Energieeinsparung dienen 
(Wärmedämmung oder Heizungsaustausch), Barrieren abbauen 
(Schwellenbeseitigung oder Türverbreiterung) oder die gesetzlich 
vorgeschrieben sind (etwa der Einbau von Rauchwarnmeldern). 

Neun Monate nach Inkrafttreten des Gesetzes können überhöhte 
Mieten auch abgesenkt werden. Eine Miete ist überhöht, wenn 
sie die zulässige Mietobergrenze – gegebenenfalls zuzüglich Aus­
stattungs­ oder Modernisierungszuschlag – um mehr als 20 Pro­
zent übersteigt. Dabei ist die Wohnlage zu beachten. 
Für Wohnraum in einfacher und mittlerer Lage gibt es Abzüge 
von 0,28 Euro beziehungsweise 0,09 Euro, in guter Wohnlage 
ist ein Aufschlag in Höhe von 0,74 Euro hinzuzurechnen. Eine 
überhöhte Miete kann dann auf den so errechneten Betrag ab­
gesenkt werden. Im Extremfall einer zwischen 2003 und 2013 
gebauten Wohnung (9,80 Euro pro Quadratmeter), die frisch 
modernisiert wurde (+ 1 Euro), modern ausgestattet ist (+ 1 Eu­
ro) und sich in guter Wohnlage befindet (+ 0,74 Euro), gilt die 
Miete erst dann als über höht (Tabellenwert + 20 Prozent), wenn 
die Nettokaltmiete 15,02 Euro überschreitet. Darunter kann in 
diesem Fall keine Mietsenkung beansprucht werden. 
Eine Datenauswertung des Portals „Immobilienscout24“ hat er­
geben, dass im letzten Jahr bei fast allen Berliner Mietangeboten 
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Mieterhöhungsgrenze nach Modernisierung

Mietsenkung nach neun Monaten möglich
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 heitlich für den Mietendeckel

Demonstrationen
von Berliner Miete
rinnen und Mietern

am 6. April und
3. Oktober 2019
form wäre eine rechtlich bedenkli­
che Ungleichbehandlung. Statt des­
sen schrieb man eine Ausnahme für 
niedrige Mieten ins Gesetz und die 
Möglichkeit, Mieten in Höhe der In­
flationsrate zu erhöhen. 
Oft war die Argumentation der 
Mietendeckel­Gegner polemisch 
 
-
 
 

und unsachlich. Der Mietendeckel 
wird keinen Vermieter ruinieren und 
nicht zum Verfall der Wohnhäuser 
führen, denn die heutigen Mieten 
reichen allemal zur Instandhaltung 
der Bausubstanz, und für notleiden­
de Vermieter gibt es sogar Härtefall­
regeln. Der Deckel wird auch nicht 
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den Wohnungsneubau verhindern, 
denn für Neubauten gilt er gar nicht. 
Der oft wiederholte Vorwurf, durch 
den Mietendeckel entstehe  „keine 
einzige neue Wohnung“ ist völlig 
absurd. Keine mietrechtliche Rege­
lung kann neue Wohnungen entste­
hen lassen. 
Tatsache ist: Die Berliner Bauwirt­
schaft kann sich seit Jahren vor Auf­
trägen nicht mehr retten. Wider bes­
seren Wissens organisierte sie den­
noch am 9. Dezember 2019 eine 
Demonstration, bei der 1500 Bauar­
beitern einheitliche Schilder mit Auf­
schriften wie „Mieten deckel zerstört 
unsere Altersvorsorge!“ in die Hand 
gedrückt wurden. 
Weitaus eindrucksvoller und authen­
tischer waren dagegen die Mieten­
wahnsinn­Demonstration am 6. Ap­
ril 2019 mit 35 000 Teilnehmern und 
die Demo „Richtig deckeln, dann 
enteignen“ am 3. Oktober 2019, zu 
der trotz Regenwetters rund 4000 
Menschen kamen.
Umfrage: Deutsche mehr

Der jetzt vom Berliner Abgeordneten­
haus beschlossene Mietendeckel mit 
Obergrenzen für die Wohnkosten 
stößt bei den Deutschen mehrheit­
lich auf Zustimmung. 71 Prozent fin­
den das Vorgehen der rot­rot­grü­
nen Koa lition in Berlin eher gut, wie 
eine Umfrage von Infratest dimap für 
den ARD­Deutschlandtrend ergab. 
Nur jeder Vierte (24 Prozent)  findet 
den Mietendeckel eher schlecht. 
Mehrheitliche Zustimmung für die 
Berliner Entscheidung zum Mieten­
deckel gibt es der Umfrage zufolge 
unter Anhängern fast aller im Bun­
destag vertretenen Parteien. Einzig 
die Anhänger der FDP sind geteilter 
Meinung.
Ganz anders reagieren die  Befragten, 
wenn es um die Beurteilung der 
Wohnungspolitik der Bundesre­
gierung geht. Grundsätzlich se­
hen die Bürger laut  Umfrage 
die Wohnungspolitik kritisch. 
80 Prozent sind mit den An stren­
gungen der Politik weniger oder gar 
nicht zufrieden.                        dmb

24 %

71 %
 Demonstration 
der Berliner 
Bauwirtschaft
am 9. Dezember  
2019
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„Mietenkappung vernichtet 
Investitionsbereitschaft“

Beatrice Kramm,

Präsidentin der Industrie­ 

und Handelskammer
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Auch die Industrie­ und Handels­
kammer (IHK) positionierte sich 
gegen den Mietendeckel. „Jede 
Mietenkappung mit politisch fest­
gelegten Obergrenzen vernichtet 
Vertrauen und Investitionsbereit­
schaft“, sagt IHK­Prasidentin Bea­

trice Kramm. Angeblich drohten „die 
schwerwiegendsten Folgen für den 
Berliner Wohnungsmarkt“. So ein­
seitig Stellung zu beziehen, ist pro­
blematisch, denn in der IHK sind alle 
Gewerbetreibenden Pflichtmitglieder 
– auch die Unternehmer, die wissen, 
dass die steigenden Mieten für Ber­
lin ein echter Standortnachteil sind, 
wenn sie Mitarbeiter von außerhalb 
anwerben wollen. 
Die Grundsatzkritik der Vermieter­
verbände hält der Berliner Mieter­
verein (BMV) nicht für gerechtfer­
tigt. „Eine Atempause für die Mie­
terschaft ist vertretbar, weil die Ver ­
mietereinkünfte und Immobilien­
vermögen massiv angestiegen sind 
– das darf nicht vergessen werden“, 
erklärt BMV­Geschäftsführer Rei­
ner Wild.
Unter einem Gewitter von Rechts­
gutachten, Meinungsumfragen und 
Stimmungsmache erarbeitete die 
Stadt entwicklungsverwaltung  einen 
Gesetzentwurf, den der Senat am 
22. Oktober 2019 beschlossen hat. 
Im Dezember ging das Gesetz in das 
Abgeordnetenhaus, wo die Regie­
rungsfraktionen noch einige Ände­
rungen vornahmen. Am 30. Januar 
wurde der Mietendeckel mit 85 zu 
64 Stimmen im Berliner Landes par ­
   la ment angenommen. Nach der Ver­
öffentlichung im Gesetz­ und Ver­
ordnungsblatt tritt er in Kraft.
Jens Sethmann

L Informationen 
zum Mietendeckel 
und Hinweise zur 
Handhabung des 
Gesetzes unter 
www.berliner-
mieterverein.de/
mietendeckel

Informationen 
des Senats zum 
Mietendeckel 
für Mieter und 
Vermieter unter
www.mieten
deckel.berlin.de 
MieterMagazin 3/2020
Mietentabelle
Erstmalige Bezugsfertigkeit der Wohnung und Ausstattung     Mietpreis/qm 

bis 1918 mit Sammelheizung und mit Bad 6,45 Euro

bis 1918 mit Sammelheizung oder mit Bad 5,00 Euro

bis 1918 ohne Sammelheizung und ohne Bad 3,92 Euro

1919 bis 1949 mit Sammelheizung und mit Bad 6,27 Euro

1919 bis 1949 mit Sammelheizung oder mit Bad 5,22 Euro

1919 bis 1949 ohne Sammelheizung und ohne Bad 4,59 Euro

1950 bis 1964 mit Sammelheizung und mit Bad 6,08 Euro

1950 bis 1964 mit Sammelheizung oder mit Bad 5,62 Euro

1965 bis 1972 mit Sammelheizung und mit Bad 5,95 Euro

1973 bis 1990 mit Sammelheizung und mit Bad 6,04 Euro

1991 bis 2002 mit Sammelheizung und mit Bad 8,13 Euro

2003 bis 2013 mit Sammelheizung und mit Bad 9,80 Euro

Mieterverein gibt Unterstützung

Zulässige Zuschläge

Liegt der Wohnraum in Gebäuden mit nicht mehr als zwei Woh­
nungen, erhöht sich die Mietobergrenze um einen Zuschlag von 
zehn Prozent. 
Für Wohnraum mit moderner Ausstattung erhöht sich die Miet­
obergrenze um 1 Euro. Eine moderne Ausstattung liegt vor, 
wenn der Wohnraum wenigstens drei der folgenden fünf Merk­
male aufweist:
1. schwellenlos von der Wohnung und vom Hauseingang 
 erreichbarer Personenaufzug
2. Einbauküche
3. hochwertige Sanitärausstattung
4. hochwertiger Bodenbelag in der überwiegenden Zahl 
 der Wohnräume
5. Energieverbrauchskennwert von weniger als 120 kWh/(m²a)

Oberwert 

die Miete über der jeweiligen Mietendeckel­Obergrenze lag. Mie­
ter müssen die Mietabsenkung selbst durchsetzen. Im Gesetzent­
wurf war zunächst vorgesehen, dass betroffene Mieter bei der 
Senats verwaltung einen Antrag auf Absenkung der überhöhten 
Miete stellen und die Behörde dann in einem Ver waltungsakt 
die zulässige Höhe festsetzt. Aus Angst vor einer Überlastung 
der Verwaltung wurde nun das Verfahren dahingehend geän­
dert, dass ein Verwaltungsakt der Behörde nicht erforderlich, 
aber weiterhin möglich ist. Mieter können und sollen die Ab­
senkung selbst durchführen. Dafür können sie aber  weiterhin 
von der Behörde einen Bescheid über die zulässige  Miethöhe er­
bitten, den die Behörde auch als Verwaltungsakt erlassen kann.

„Es ist nun an den Mietern, die Ansprüche aus dem Gesetz auch 
geltend zu machen“, erklärt BMV­Geschäftsführer Reiner Wild. 
Der Mieterverein baut sein Informations­ und Beratungsangebot 
zum Mietendeckel aus und stellt einen Online­Mietendeckelrech­
ner zur Verfügung. „Wir werden die Mieter bei der Durchsetzung 
der Ansprüche begleiten und vertreten“, verspricht Wild.        js
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Hintergrund
QuartierSmanagement

in richtung Stadtrand
Der Senat hat im Januar die aufstellung von neuen Quartiersmanagements 
(Qm) verkündet. ab anfang 2021 fließen gelder aus dem Programm So-
zialer Zusammenhalt in acht neue Qm-gebiete, außerdem wird ein be-
stehendes gebiet vergrößert. gleichzeitig wird ende 2020 das Quartiers-
management in neun gebieten abgeschlossen. Das Qm wandert dabei 
mehr und mehr an den Stadtrand.
Als das Berliner Quartiersmanage­
ment und das Bund­Länder­Pro­
gramm Soziale Stadt vor 20 Jahren 
aufgelegt wurden, war schon klar, 
dass diese Hilfe für benachteiligte 
Stadtviertel nur eine Unterstützung 
auf Zeit sein wird. Professionell ar­
beitende Quartiersmanager sollten 
die Fördergelder so effektiv einset­
zen, dass das jeweilige Quartier sich 
dauerhaft stabilisiert und die Be­
wohnerschaft auf lange Sicht ohne 
besondere Förderprogramme aus­
kommt. Ein erfolgreiches Quartiers­
management macht sich also über 
kurz oder lang selbst überflüssig.
In Hinblick auf das 20­jährige Jubi­
läum des Quartiersmanagements 
haben die Senatsverwaltung für 
Stadtentwicklung und die Bezirke 
zum einen die Entwicklung der 34 
bestehenden Quartiere unter die 
Lu  pe genommen und zum anderen 
ge  prüft, welche weiteren Quartiere 
eine Unterstützung benötigen. Be­
rücksichtigt wurden Gebiete, in de­

L Informationen 
zum Berliner Quar-
tiersmanagement 
und alle Gebiete:
www.quartiers
management-
berlin.de
22

neue Qm-gebiete Harzer Straße, 
nahariyastraße und thermo-
metersiedlung mit baulich-
nen einerseits die sozialen Rahmen­
bedingungen der Bewohnerschaft 
ungünstig sind – also die Arbeitslo­
sigkeit hoch ist, viele Menschen von 
Transferleistungen leben und viele 
Kinder in Armut aufwachsen. Ande­
rerseits wurde auch nach notwendi­
gen Verbesserungen im Stadtraum 
dieser Wohnviertel Ausschau gehal­
ten.
Folgende neun Gebiete werden 2021 
neu in das Förderprogramm aufge­
nommen:

L Thermometersiedlung  
(Steglitz­Zehlendorf) 
L Nahariyastraße  
(Tempelhof­Schöneberg) 
L Germaniagarten  
(Tempelhof­Schöneberg) 
L Glasower Straße (Neukölln) 
L Harzer Straße (Neukölln) 
L Gropiusstadt Nord (Neukölln) 
L Alte Hellersdorfer Straße 
(Marzahn­Hellersdorf) 
L Titiseestraße (Reinickendorf) 
L Germersheimer Platz 
(Erweiterung des Quartiers 
Falkenhagener Feld Ost, Spandau)

„Damit wird das Programm Soziale 
Stadt in Berlin ab 2021 in gleichem 
Umfang wie bisher fortgesetzt – und 
durch zusätzliche Fördermittel des 
Landes, des Bundes und der EU wird 
ein Beitrag zur Verbesserung der 
Le bensbedingungen in diesen Ge­
bieten erfolgen“, sagt Stadtentwick­
lungssenatorin Katrin Lompscher 
(Linke). 
Die Bundesregierung hat die Städ­
tebauförderung Änderungen unter­
zogen. Das bisherige Programm So  ­
ziale Stadt ist dabei im neuen Pro  ­
gramm „Sozialer  Zusammenhalt 
– Zusammenleben im Quartier ge­
meinsam gestalten“ aufgegangen. 

Soziales und  Bauliches 
Hand in Hand

Die Förderung wird auch weiterhin 
vom Bund und von den Ländern ge­
meinsam getragen. Dabei gehen 
soziale und bauliche Ziele Hand in 
Hand: Gefördert werden sowohl 
Beratungsangebote, Nachbarschafts­
treffs, Streetworkereinsätze und 
Aktionen in Kitas – genauso aber 
auch Umbauten an Schulen, die 
Umgestaltung von Straßen und Plät­
zen oder das Aufmöbeln eines in die 
Jahre gekommenen Spielplatzes.
Die Auswahl der neuen  Quartiere 
in Berlin zeigt, wie sich die Stadt 
verändert: Sechs der neun Gebiete 
sind Nachkriegsgroßsiedlungen am 
Stadtrand. Zwei weitere Gebiete – 
Germaniagarten und Glasower Stra­
ße – befinden sich am Zentrumsrand 
außerhalb des S­Bahn­Rings. Nur 
noch eins der neuen Quartiere, die 
Harzer Straße in Neukölln, ist ein 
innerstädtisches Altbauviertel. Vor 
MieterMagazin 3/2020
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Stabilisierte und 
zur entlassung 
anstehende 
Qm-gebiete 
Schillerpromenade, 
mehrower allee 
und Werner-Dütt-
mann-Siedlung
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20 Jahren konzentrierten sich die so­
zialen Probleme noch massiv in den 
Innenstadtbezirken Wedding, Tier­
garten und Kreuzberg. Die Armut 
wurde seither offensichtlich an den 
Stadtrand gedrängt.
Das lässt sich auch daran ablesen, 
welche Gebiete jetzt aus dem QM 
entlassen werden. Es sind überwie­
gend Innenstadtviertel, die das Pro­
gramm nicht mehr benötigen. In 
folgenden Gebieten endet das QM 
am 31. Dezember 2020: 

L Ackerstraße (Mitte, seit 2005) 
L Bülowstraße/Wohnen am Kleist­
park (Tempelhof­Schöneberg,  
seit 1999) 
L Mariannenplatz (Friedrichshain­
Kreuzberg, seit 2005) 
L Werner­Düttmann­Siedlung 
(Friedrichshain­Kreuzberg,  
seit 2005) 
L Schillerpromenade (Neukölln,  
seit 1999) 
L Körnerpark (Neukölln, seit 2005) 
L Lipschitzallee/Gropiusstadt  
(Neukölln, seit 2005) 
L Marzahn­Nord (Marzahn­
Hellersdorf, seit 1999) 
L Mehrower Allee (Marzahn­ 
Hellersdorf, seit 2005)

Außerdem werden die  Neuköllner 
Gebiete Ganghoferstraße und Ri­
chardplatz­Süd zum neuen Gebiet 
Rixdorf zusammengelegt und das 
Gebiet Moabit­West auf die Berei­
che Beussel­ und Huttenkiez verklei­
nert.
Bereits im Jahr 2017 wurde festge­
stellt, dass in den neun zur Auflö­
sung des QM anstehenden Gebie­
ten die Hauptkriterien für eine er­
folgreiche Quartiersarbeit weitge­
hend erfüllt sind: Es gibt dort stabi­
MieterMagazin 3/2020
le Netzwerke engagierter  Bewohner 
und Institutionen, es sind Orte für 
Nachbarschafts arbeit und Begeg­
nung entstanden, und es wurden at­
traktive öffentliche Räume geschaf­
fen. Um dies zu festigen, leitete 
man die Quartiere in eine zweijäh­
rige Verstetigungsphase, bevor die 
Förderung ganz ausläuft. 
Die Aufwärtsentwickung eines Kie­
zes ist nicht immer nur auf das QM 
zurückzuführen, sondern auch auf 
den deutlichen Wandel der Stadt. 
Wo es vor 20 beziehungsweise 15 
Jahren noch erhebliche Leerstände 
gab, sind heute Wohnungen und 
Ladenräume begehrte und teure 

Statistische Verbesserung 
bei den innenstadtquartieren

Mangelware. Während Mieter mit 
wenig Geld nach  Mieterhöhungen 
oder Modernisierungen in am 
Stadtrand gelegene Wohngebiete 
ausweichen mussten, sind in die in­
nerstädtischen Viertel wohlhaben­
dere Bewohner eingezogen.  Diese 
meiden auch nicht mehr die vormals 
noch verschmähten Neubauten aus 
den 60er bis 80er Jahren wie  etwa 
am Mariannenplatz, in der Werner­
Düttmann­Siedlung oder in der 
Weddinger Ackerstraße, sondern 
verfahren bei der Wohnraumsuche 
nach dem Motto: Hauptsache zen­
tral. Statistisch verbesserten sich mit 
dieser Entwicklung auch die Sozial­
daten dieser Gebiete. Hinzu kom­
men weitere äußere Einflüsse. So 
ist das Quartier Schillerpromenade 
enorm aufgewertet worden, als der 
Flugbetrieb in Tempelhof eingestellt 
und anschließend das abgeschottete 
Flugfeld als riesige Grünanlage er­
öffnet wurde.
In Neukölln lässt sich die Randwan­
derung der Problemlagen im Kleinen 
beobachten: Das Quartiersmana ge ­
   ment begann dort im Norden und 
dehnte sich in den ersten zehn Jah­
ren auf weite Teile des Ortsteils aus. 
Mittlerweile wurden im Norden 
schon die ersten QMs wieder auf­
gehoben, während nun südlich der 
Ringbahn neue Quartiere hinzukom­
men.                       Jens Sethmann
  
Wie arbeitet das Quartiersmanagement?
Um ärmeren Stadtteilen gezielt unter die Arme zu grei­
fen, hob die Bundesregierung 1999 das Programm 
Soziale Stadt aus der Taufe. Nach dem Prinzip „Hilfe 
zur Selbsthilfe“ stellen die Quartiersmanager zusam­
men mit den Bewohnern ein Integriertes Handlungs­ 
und Entwicklungskonzept (IHEK) auf. Daraus entwi­
ckeln die QM­Teams konkrete Projekte, die mit Sozia­
le­Stadt­Geldern den Kiez stärken sollen, zum Bei­
spiel die Einrichtung eines Elterncafés, der Umbau 
 eines Stadtplatzes oder erweiterte Öffnungszeiten 
eines Jugendklubs. Abgestimmt werden alle  Projekte 
mit dem Quartiersrat – ein gewähltes Gremium, in 
dem Kiezbewohner und Vertreter von im Kiez wich­
tigen Institutionen sitzen. Außerdem gibt es in jedem 
Kiez einen Aktionsfonds mit Geld für kleine, spontane 
Nachbarschaftsideen, über dessen Vergabe eine An­
wohnerjury entscheidet. In den 34 aktuellen Berliner 
Quartieren leben 423 000 Einwohner. Seit 1999 sind 
insgesamt 472 Millionen Euro aus dem Programm 
Soziale Stadt dorthin geflossen. Bis 2016 sind schon 
acht Stadtviertel aus dem QM entlassen worden.  js
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Das  sechsgeschossige 
Wohnhaus aus 
Holz in der 
Lynarstraße
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cluster-Wohnen im Holzhaus
„Ach da wohnst du!“, bekommen die Bewohner der Lynarstraße 38-39 
von neuen Bekannten oft zu hören. Viele kennen das auffällige  Holzhaus 
vom Vorbeifahren mit der S-Bahn oder sie haben in der Presse davon 
gelesen. Das Besondere ist nicht nur die experimentelle Holzbauweise, 
sondern auch das gemeinschaftliche Zusammenleben. 
Bruno findet die direkt vor seinem 
Kinderzimmer vorbeirauschenden 
ICEs und Güterzüge spannend. Auch 
die Eltern des Dreijährigen stört der 
Krach ebenso wenig wie der Blick 
auf die Lärmschutzwand. „In der 
Oranienstraße, wo wir vorher ge-
wohnt haben, war es lauter“, sagen 
Norma Torrens und Heiko Ruddig-
keit. Eigentlich wären sie gern in 
Kreuzberg geblieben, aber nach ei-
nem Jahr vergeblicher Wohnungssu-
che wurde es dann eben der Spren-
gelkiez im Wedding. „Wir haben sehr 
viel Glück gehabt, dass wir  diese Woh-
nung bekommen haben“, sagt Nor-
ma Torrens. Von dem Projekt hatten 
sie über eine Architektin  gehört. 
Noch während der Bauphase gab es, 
ähnlich wie bei Baugruppen, Vorbe-
reitungstreffen, auf denen sich die 

L Für die Demenz-
WG werden derzeit 
noch Mitbewohner 
gesucht. Kontakt:
www.am-ostsee
platz.de/wohn
gemeinschaft-
fuer-menschen-
mit-demenz-in-
der-lynarstrasse/
künftigen Bewohner kennenlernen 
und wo sich Partner für die Etage 
suchen konnten. Ein Vermittler hat 
diesen Prozess begleitet. 
In der Lynarstraße sind die  Etagen 
in sogenannte Wohn-Cluster aufge-
teilt, wobei die Gruppen selber ent-
scheiden konnten, wieviel Gemein-
schaftsfläche und wieviel privaten 
Raum sie haben wollten. So ist jede 
Etage ein wenig anders aufgeteilt. 
Es gibt Studentenapartments, die 
ein Bad und eine kleine Pantry-Kü -
che haben und außerdem eine rie-
sige Wohnküche in der Mitte für al-
le, und es gibt Grundrisse, wo sich 
mehrere Wohnungen lediglich einen 
schmalen Flur teilen. So ist es auch 
bei Familie Ruddigkeit-Torrens. Der 
kleine Vorraum, in dem ein Schuh-
schrank steht, wird zusammen mit 
einer anderen Familie genutzt. „Man 
leiht sich gegenseitig schon mal was 
aus, tauscht Balkonpflanzen oder 
kocht für den anderen mit“, be-
schreibt Norma Torrens die nach-
barschaftlichen Beziehungen. 

Ein Manager für
gemeinsame Aktivitäten

Ende 2018 sind sie in das Holzhaus 
eingezogen, mittlerweile sind sie zu 
viert. Mit ihrer 105 Quadratmeter 
großen Wohnung mit zwei Bädern, 
zwei Balkonen und einer großen 
Wohnküche sind sie rundum glück-
lich. Nur ganz am Anfang fühlten sie 
sich wegen des vielen Holzes – auch 
Decken und Wände sind aus Holz – 
ein wenig wie in einer Sauna. In ihr 
neues Wohnumfeld haben sie sich 
eingelebt. „Um ein nettes Café zu 
finden, läuft man zwar länger als in 
Kreuzberg, aber es gibt Spielplätze 
und weniger Touristen und Party volk 
als in Kreuzberg“, sagt die 34-Jähri-
ge. 8,50 Euro netto zahlt die Fa mi lie 
für den Quadratmeter Wohnfläche. 
Das ist angemessen, finden sie. 
Knapp ein Jahr nach dem Einzug 
muss sich vieles noch finden. Die 
Lärmschutzwand zur S-Bahntrasse 
soll noch begrünt werden, und der 
Garten wird derzeit bepflanzt. Nach 
und nach entstehen immer mehr 
Ideen für gemeinsame Aktivitäten, 
unterstützt durch den  „Community 
Manager“. Damit sich die Kinder im 
Haus kennenlernen, fand kurz nach 
dem Einzug ein Pizzabacken statt. 
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Pflegedienstleiter Martin Link von 
der Wohngemeinschaft der Diakonie; 

Kiezkantine der  obdachlosenhilfe
Über alle Fragen des Zusammenle-
bens entscheiden die Bewohner. Die 
Wohnungsbaugenossenschaft Am 
Ostseeplatz hält sich im Hintergrund. 
Einmal im Monat ist Haustreffen, 
wo man – wie bei einer Wohnungs-
eigentümerversammlung – darüber 
diskutiert, ob im Keller eine Wasch-
küche oder ein Proberaum für Musi -
ker eingerichtet wird. Einige Be woh-
ner haben auch schon einen Floh -
markt organisiert, zu dem auch An-
wohner kamen. 

„Hier wohnen keine
reichen gentrifizierer“

Carola Schwarz* möchte die Kiez-
nachbarn wissen lassen, dass hier 
nicht die „reichen Gentrifizierer in 
fette Eigentumswohnungen“ gezo-
gen sind. Die Alleinerziehende muss-
te sich nach einer Trennung auf Woh-
nungssuche begeben und stieß im 
Internet auf eine Anzeige, mit der 
Leute aus der Planungsgruppe nach 
Mitbewohnern für die Etage gesucht 
haben. 
Die Mutter von zwei Kindern fand 
die Holzbauweise von Anfang an 
sympathisch. „Es ist ein angeneh-
mes, warmes Raumklima, auch durch 
die Fußbodenheizung“, hat sie fest-
gestellt. Vor allem aber hatte sie 
Lust auf eine Gemeinschaft, in der 
man sich umeinander kümmert und 
gegenseitig unterstützt. „Als Allein-
erziehende bin ich auf ein soziales 
Netz angewiesen. Es ist praktisch, 
wenn mein Sohn bei Nachbarn ist, 
wenn ich mal länger arbeiten muss.“ 
Umgekehrt kann sie in ihrem Auto 
mal andere Kinder mitnehmen. Eine 
solche Entlastung im Alltag funktio-
niere nur über das Zusammenwoh-
nen. Eine der besten Entscheidungen 
ihres Lebens sei es gewesen, in das 
Gemeinschaftswohnprojekt zu zie-
hen – auch wenn auf der Etage lei-
der keine Kinder im Alter ihres Soh-
nes wohnen. 
Die Hebamme lebt mit ihrer 18-jäh-
rigen Tochter und dem 8-jährigen 
Sohn auf 87 Quadratmetern – inklu-
sive Gemeinschaftsfläche. Ihre Woh-
nungstüren seien fast immer offen, 
sagt sie. Auf dem gemeinsamen Flur 
wird öfter mal gemeinsam geges-
sen, und hier kann sie auch mit Be-
such sitzen. Im Kiez fühlt sich Caro-
la Schwarz mittlerwei le wohl. Klar 
gehe es im  Soldiner Kiez rauer zu als 
im „Prenzlauer-Berg-Büllerbü“, wo 
sie 20 Jahre lang  gelebt hat. Aber 
sie mag die bunte Mischung. Die 
48-Jährige findet: Es müsste in je-
dem Kiez ein solches Projekt geben. 
Birgit Leiß
  
Preiswürdig und sozial vorbildlich 
Das sechsgeschossige Haus mit den 98 Wohnungen ist 
eines der größten Holzhäuser Deutschlands und  wurde 
Ende 2018 nach knapp einjähriger Bauzeit bezogen. 
Die Nachfrage war riesig – kein Wunder: Die  Hälfte 
der Wohnungen wurde an Mieter mit Wohnberechti-
gungsschein für 6,50 Euro pro Quadratmeter  netto 
kalt vergeben. Die anderen kosten 8 bis 9 Euro. Nur 
die Bewohner im obersten Geschoss zahlen 12 bis 
13,50 Euro pro Quadratmeter. Die niedrigen Mieten 
sind möglich, weil 2,5 Millionen Euro Fördermittel aus 
dem Senatsprogramm „Experimenteller Geschosswoh-
nungsbau“ im Rahmen des Sondervermögens Infra-
struktur der wachsenden Stadt (SIWA) geflossen sind. 
Die Wohnungsbaugenossenschaft Am Ostseeplatz 
konnte das Bauland zudem recht günstig erwerben. Die 
Gewerberäume wurden allesamt an soziale Einrichtun-
gen vermietet, darunter eine Kita und die Berliner Ob-
dachlosenhilfe mit einer Notübernachtung und einer 
Kiezkantine. Die Diakonie-Station Mitte betreibt im 
Erdgeschoss eine ambulant betreute WG für Menschen 
mit Demenz. Für ihr innovatives Wohnprojekt wurde 
die Wohnungsbaugenossenschaft Am Ostseeplatz von 
der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung Ende Ok-
tober 2019 mit dem 1. Platz des Berliner Holzbauprei-
ses in der Kategorie Neubau ausgezeichnet.            bl
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norma Torrens und Sohn  Bruno 
sind glücklich über die neue 
Wohnung im Sprengelkiez
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Vom „mieten-
wahnsinn“-Bünd-
nis initiierte mie-
terdemonstration 
im april 2019
„Gemeinsam GeGen VerdränGunG und mietenwahnsinn“

Vielfalt ist unsere stärke
die Liste reicht von a wie „allianz bedrohter Berliner atelierhäuser“ bis 
Z wie „Zossener 48“ und erfasst fast 300 initiativen, Verbände, Gruppen, 
Vereine, Kultur- und soziale einrichtungen, die sich im aktionsbündnis 
gegen mietenwahnsinn zusammengeschlossen haben. so unterschied-
lich  ihre Ziele sind – es vereint sie der unmut auf die überall wahrnehm-
bare Verdrängung von Bewohnern und der wille, dem entschlossen ent-
gegenzutreten. 
 
 
 

mietermagazin: Das Aktionsbündnis
steckt mitten in den  Vorbereitungen
zur dritten großen Mietendemo. Wer
wird dort alles mitmachen? 
Kim meyer (aktionsbündnis): Inzwi  -
schen haben sich fast 300  Gruppen 
im Aktionsbündnis zu   sammenge-
schlossen. Seit seiner Gründung 
2006 kamen Jahr für Jahr mehr da-
zu, die sich gemeinsam mit anderen 
gegen die massive Verdrängung in 
dieser Stadt engagieren wol len. 

L Nächste große 
Mieterdemons-
tration am 28. 
März (Näheres 
siehe letzte 
Umschlagseite):
www.housing-
action-day.net

Mieterdemo auf 
Twitter verfolgen:
@hday2020
tim riedel (Zwangsräumung ver-
hindern): Es sind die unterschied-
lichsten Initiativen wie das „Bünd-
nis Zwangsräumung verhindern“, 
der Kreuzberger „Bizim Kiez“, die 
Weddinger „AmMa 65“ oder auch 
„Kunstblock and beyond“, mit dem 
sich Künstler und Kulturschaffende 
gegen Verdrängung wehren. 
Kim meyer (aktionsbündnis): Un-
ser Anspruch ist es, überall in Berlin 
vertreten zu sein und damit so viele 
Bürgerinnen und Bürger wie möglich 
zu erreichen.  
mietermagazin: Wie gelingt die 
Zusammenarbeit zwischen so unter-
schiedlichen Akteuren?
Kim meyer (aktionsbündnis): Das 
ist natürlich ein Spagat, die Interes-
sen sind unterschiedlich. Die „Inter-
kiezionale“ fordert: „Keine Miete für 
Niemand!“ und eine andere Initiative 
kämpft um das Vorkaufsrecht in ih-
rem Haus. Aber es funktioniert, weil 
unser Aktionsbündnis ein offenes 
Netzwerk ist, in dem wir basisdemo-
kratisch und transparent zusammen-
arbeiten. Jeder Verein, jede  Initiative 
hat eine Stimme, jeder bringt ein, 
was möglich ist. Und wir alle haben 
letztlich das gleiche Ziel: Wir wollen 
den Mietenwahnsinn und die Ver-
drängung in dieser Stadt stoppen. 
mietermagazin: Was habt Ihr in den 
14 Jahren aus dieser Zusammenar-
beit gelernt?
Gerd wasielewski (sozialbündnis 
treptow): Einen Konsens miteinan-
der zu finden. Konflikte untereinan-
der zu lösen. Und schließlich Aktio-
nen auf den Weg zu bringen wie die 
letzten beiden Großdemos gegen 
Mietenwahnsinn. Im  vergangenen 
Frühjahr waren in Berlin rund 
40 000 Menschen auf der Straße. 

die ideen kommen
von den initiativen

daniel diekmann (neueheimat-
mitte – iG haB): Vielfalt ist unsere 
Stärke. Die einzelnen Initiativen brin-
gen alle ihre Ideen und Anregungen 
ein. Und: Wir nehmen über die Mit-
machenden auch so manche Ent-
wicklung in der Stadt sehr früh und 
sehr deutlich wahr. 
Kim meyer (aktionsbündnis): Zum 
Beispiel registrieren Mieterinitiativen 
seit einiger Zeit eine wachsende Zahl 
an Eigenbedarfsklagen. Die Stadt er-
hebt dazu noch keinerlei Zahlen. Wir 
haben die Erfassung zu einer unserer 
Forderungen gemacht. 
mietermagazin: Was habt Ihr bisher 
erreicht?
Kim meyer (aktionsbündnis): Ne-
ben den beiden Großdemonstratio-
nen im vergangenen Jahr haben wir 
in der zurückliegenden Zeit an die 
60 Kundgebungen organisiert. Von 
Jahr zu Jahr haben unsere Forderun-
gen mehr Akzeptanz gefunden, ist 
mehr Gemeinsamkeit entstanden. 
Klar ist, dass wir es nur gemeinsam 
schaffen. Und auch nur mit dieser 
Power von unten ist schließlich der 
Mieten dec kel durchgesetzt worden. 
Interview: Rosemarie Mieder

Das MieterMagazin stellt 
an dieser Stelle in lockerer
Folge Nachbarschafts- und 

Quartiersinitiativen vor.
  
Über Berlins stadtgrenzen hinweg
Im vergangenen Jahr schlossen sich auch bundesweit 
Mieterinitiativen und Stadtgruppen zusammen, um 
überregional ihre Aktivitäten zu koordinieren. Das 
gemeinsame Ziel ist eine grundlegende Wende in 
der Wohnungspolitik. Gegründet hat sich auch ein 
europaweites Bündnis, das eine Vernetzung über 
Ländergrenzen hinweg organisiert. Zum 28. März 
2020 wurde ein „Housing Action Day“ ausgerufen, 
zu dem 17 europäische Städte ihre Teilnahme zuge-
sagt haben.                                                        rm
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Die kompletten Entscheidungen finden 
Sie im Internet unter www.berliner-
mieterverein.de/mietrecht/recht
sprechung.htm. Diese Beiträge sind 
gekennzeichnet mit  . Im Internet 
haben Sie durch die komfortable Such-
funktion einen bequemen Zugriff auf 
die seit Januar 2001 veröffentlichten 
Entscheidungen und Aufsätze.

Instanzen-Rechtsprechung

 

 

 

 

Untervermietung
1. Grundsätzlich hat der Mieter bei 
Vorliegen der Voraussetzungen 
nach § 553 Abs. 1 BGB einen An­
spruch auf Erteilung der unbefris­
teten Untervermietungserlaubnis.
2. Es entspricht nicht der Üblich­
keit, dass der Vermieter am Unter­
mietzins mit einem Betrag von et ­
wa 20 Prozent partizipiert. Denn 
das Gesetz sieht keine automati­
sche Beteiligung des Vermieters 
am Untermietzins vor, sondern 
regelt eine solche Beteiligung als 
Ausnahmefall, über den das Krite­
rium der Unzumutbarkeit entschei­
den soll (§ 553 Abs. 2 BGB). Dies 
gilt jedenfalls, wenn der Haupt­
mieter durch Untervermietungen 
lediglich eigene Kosten reduziert.
LG Berlin vom 1.6.2018 
– 66 S 293/17 –

 Langfassung im Internet

Das Gericht führt zunächst aus, dass
die Befristung einer Untermieterer-
laubnis in § 553 BGB nicht vorge-
sehen sei. Das gesetzliche Leitbild 
sei stattdessen davon geprägt, dass
bei Vorliegen der Voraussetzungen 
nach § 553 Abs. 1 BGB ein Anspruch
auf Erteilung der Erlaubnis besteht. 
Ein Vermieter, der diesen Anspruch 
nur befristet erfülle, erfülle ihn (also
jenseits der gewährten Frist) nicht. 
Die Folge davon sei – bei Vorliegen 
der weiteren gesetzlichen Voraus-
setzungen des § 553 BGB – die Ver  -
urteilung zu einer unbefristeten Er-
laubnis. 
Sodann setzt sich das Gericht mit 
der Ansicht des Vermieters ausein-
ander, die Erlaubniserteilung von 
einem Untermietzuschlag in einer 
020
Größenordnung von 104 Euro pro 
Monat abhängig machen zu dürfen.
Die Kammer des Landgerichts folgt 
dabei nicht der vereinzelt vertrete nen 
Ansicht (vgl. LG Berlin, Beschluss 
vom 7. Juli 2016 – 18 T 65/16 –), es 
entspreche der Üblichkeit, dass der 
Vermieter am Untermietzins partizi-
piere, wobei im Regelfall ein Betrag 
von etwa 20 Prozent des Untermiet-
zinses als angemessen anzusehen 
sei. Aus den Gesetzesmaterialien zu 
§ 553 BGB oder der Vorgängernorm 
des § 549 BGB a.F. sei eine solche 
Annahme nicht abzuleiten. Zu wel-
chem gesetzgeberischen Zweck oder 
aus welcher rechtspolitischen Erwä-
gung die grundsätzliche Möglichkeit 
zu einer Erhöhung der Miete im Falle 
der Untervermietung in das Gesetz 
aufgenommen wurde, lasse sich be-
lastbaren Quellen nicht entnehmen. 
Dies gelte auch für die These, dem 
Vermieter müsse als Eigentümer der 
Immobilie ein Recht eingeräumt sein, 
an einem vom Mieter erzielten Er-
trag durch die Untervermietung zu 
partizipieren; im geltenden Recht 
finde sich kein Hinweis auf einen so 
lautenden allgemeinen Willen des Ge-
setzgebers.
Kennzeichen jeder Untervermietung 
sei die Vereinnahmung eines Unter-
mietzinses zwischen dem Hauptmie-
ter und seinem Untermieter. Gleich-
wohl sehe das Gesetz gerade keine 
automatische Beteiligung des Vermie-
ters an dieser Einnahme vor, sondern 
regele eine solche Beteiligung als Aus-
nahmefall, über den das Kriterium 
der Unzumutbarkeit entscheiden soll 
(§ 553 Abs. 2 BGB). 
Das vertraglich als angemessen ak-
zeptierte Entgelt für die Überlassung 
der Wohnung hätten beide Parteien 
des Hauptmietvertrages einvernehm-
lich und rechtlich bindend in ihrem 
Mietvertrag festgelegt. An einer wei  -
t  ergehenden Wertschöpfung  nehme 
das Eigentum des Vermieters im Rah-
men der gesetzlichen Möglichkeiten 
zur Durchsatzung von Mieterhöhun-
gen teil. Solange sich bei diesem Sys-
tem die tatsächlichen Nutzungsver-
hältnisse innerhalb der Wohnung nur 
in den Grenzen des § 553 Abs. 1 BGB 
veränderten und solange dabei der 
Aufwand oder die Risiken für die 
Leistung des Vermieters nicht so si-
gnifikant stiegen, dass ein Fall des 
§ 553 Abs. 2 BGB (Unzumutbarkeit 
der Gebrauchsüberlassung ohne Miet-
erhöhung) bejaht werden könne, lie-
ge ein korrekturbedürftiger Einfluss auf 
das laufende Dauerschuldverhältnis 
grundsätzlich eben gerade nicht vor.
Auf die Frage, ob und inwieweit an-
ders zu entscheiden ist, wenn der 
Hauptmieter durch Untervermietun-
gen nicht lediglich eigene Kosten re -
duziert, sondern seine eigenen Wohn-
kosten vollständig kompensiert oder 
sogar noch darüber hinaus reale Ver  -
mietungsgewinne mit fremdem Eigen-
tum erwirtschaftet, musste das Ge-
richt hier mangels Vorliegen einer sol-
chen Konstellation nicht eingehen.

Austausch von  
WG­Mitgliedern
Ergibt sich aus den Umständen des 
Vertragsschlusses, dass der Vermie­
ter bei Vertragsschluss wusste, dass 
er nicht einen Vertrag mit mehreren 
Einzelmietern, sondern mit einer 
Wohngemeinschaft geschlossen hat, 
besteht bei Mietereigenschaft aller 
Mitglieder ein Anspruch der Wohn­
gemeinschaft gegen den Vermieter, 
einer Auswechslung von Mietern zu­
zustimmen, das heißt der Entlassung 
eines ausscheidenden Mitglieds und 
der Aufnahme eines neuen Mit­
glieds.
LG Berlin vom 24.5.2019
 – 66 S 66/19 –, mitgeteilt 
von RA Stephan Werle

 Langfassung im Internet

Der aus dem Leitsatz ersichtlichen 
Rechtsansicht liege zugrunde – so 
das Landgericht –, dass dem Vermie-
ter bei Vermietung an eine Wohnge-
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meinschaft von Anfang an klar sein 
müsse, dass die Gemeinschaft auf-
grund möglicher Wohnsitzwechsel 
oder aus anderen Gründen nicht auf 
Dauer angelegt sei.
Vorliegend habe sich aus den Um-
ständen des Vertragsschlusses erge-
ben, dass der Vermieter wusste, dass 
er nicht einen Vertrag mit mehreren 
Einzelmietern, sondern mit einer 
Wohngemeinschaft – einer Gemein-
schaft aus mehreren Menschen, die 
sich zu einer Haushalts- und Wirt-
schafts-, nicht aber eheähnlichen 
Le  bensgemeinschaft innerhalb einer 
Wohnung zusammengeschlossen 
haben – geschlossen hat. Bei einer 
studentischen Wohngemeinschaft 
sei jederzeit damit zu rechnen, dass 
aufgrund der persönlichen Lebens-
umstände einzelner Mitglieder der 
Wohngemeinschaft Veränderungen 
in deren Bestand eintreten  könnten. 
Die Erwartung des Vermieters, wäh-
rend der Mietzeit bleibe der Bestand 
der Mieter stabil, sei nach der allge-
meinen Lebenswahrscheinlichkeit bei 
jungen Menschen nicht begründet.
Der Vermieter könne sich auch nicht 
mit Erfolg darauf berufen, die  neuen 
Mieter, welche in den Vertrag aufge-
nommen werden sollen, böten nicht 
dieselbe Bonität wie die bisherigen 
Mieter. Richtig sei, dass der Vermie-
ter eine Zustimmung zum Auswech-
seln der Mieter dann nicht erteilen 
müsse, wenn ihm die Aufnahme des 
neuen Mieters unzumutbar sei. So 
liege der Fall hier aber nicht. Dass 
die Eltern der nunmehr aufzuneh-
menden Mieter nicht bereit oder in 
der Lage seien, ebenfalls Bürgschaf-
ten zu übernehmen, führe nicht zur 
Unzumutbarkeit der Aufnahme. Es 
mag sein, dass die – gut situierten 
– Eltern der auszugswilligen Mieter 
Bürgschaften gestellt hätten. Ein der -
artiger Anspruch ergebe sich je doch 
aus dem Mietvertrag nicht. Dieser se-
he lediglich die Leistung einer Barkau-
tion in Höhe von 4863,90 Euro€vor.

Mietermodernisierung
Der Mieter hat gemäß § 554 a BGB 
gegen den Vermieter einen Anspruch 
auf Zustimmung zum Einbau  einer 
„barrierearmen“ Dusche, auch wenn 
die neue Duschwanne immer noch 
eine Schwelle von 18,5 cm aufweist 
und damit nicht „barrierefrei“ ist.
Der Vermieter darf seine Zustimmung 
nicht von dem Nachweis eines aus­
reichenden Haftpflichtversicherungs­
schutzes abhängig machen.
LG Berlin vom 30.10.2019 
 – 64 S 79/19 –, mitgeteilt 
von RA Johann Heinrich Lüth 

 Langfassung im Internet

Das Landgericht weist darauf hin, 
dass § 554 a BGB nicht das abstrak-
te Ziel verfolge, mehr barrierefreien 
Wohnraum zu schaffen, sondern soll 
Mietern, die wegen körperlicher Ein -
schränkungen auf eine bauliche Um-
gestaltung der Mieträume angewie-
sen sind, im Einzelfall ermöglichen, 
ihr durch Art. 14 GG eigentumsrecht-
lich geschütztes Besitzrecht auch ge-
gen den Willen des Vermieters zu ver-
wirklichen. Ein Anspruch nach § 554 a 
BGB komme mithin nicht erst dann 
in Betracht, wenn die Behinderung 
des Mieters so gravierend sei, dass 
er auf eine barrierefreie Gestaltung 
der Wohnung angewiesen sei, diese 
also so umgestaltet werden  müsse, 
dass sie generell für Menschen mit 
Behinderungen in der allgemein üb-
lichen Weise, ohne besondere Er-
schwernis und grundsätzlich ohne 
fremde Hilfe auffindbar, zugänglich 
und nutzbar werde. Vielmehr könne 
der Mieter sein Zustimmungsverlan-
gen nach § 554 a BGB darauf be-
schränken, die für ihn angesichts 
seiner körperlichen Einschränkungen 
nicht zu bewältigenden Nutzungsbar-
rieren soweit zurückbauen zu dürfen, 
wie dies angesichts seiner körperli-
chen Einschränkungen erforderlich 
sei; dies folge unmittelbar schon da-
raus, dass ein Eingriff im Einzelfall die 
Verhältnismäßigkeit wahren müsse.
Vorliegend sei die gegenwärtige Ein-
stiegshöhe der Dusche von 38 cm 
von der Klägerin und ihrem Lebens-
gefährten wegen ihrer körperlichen 
Einschränkungen jedenfalls nicht oh -
ne die Gefahr schwerwiegender Ver-
letzungen zu bewältigen, während 
die angestrebte Einstiegshöhe von 
18,5 cm geeignet sei, die Verletzungs-
gefahr drastisch zu reduzieren.
Zu Unrecht mache der Vermieter gel-
tend, er müsse die Umbauarbeiten 
erst dann dulden, wenn die Mieterin 
ausreichenden Haftpflichtversiche-
rungsschutz nachweise. Die vom Ver  -
mieter beschworene Gefahr, dass 
es im Rahmen der geplanten Arbei-
ten zu existenzvernichtenden Haft-
pflichtschäden kommen könnte, ist 
verschwindend gering, sodass der 
Vermieter durch die gesetzliche Haf-
tung der Mieterin sowie  diejenige 
der von ihr heranzuziehenden Unter-
nehmen ausreichend gegen et waige 
Schäden abgesichert ist. Diese 
Rechtsansicht stehe dabei im Ein-
klang mit der Grundentscheidung 
des Gesetzgebers, für Handwerks-
betriebe des Installateur- und Hei-
zungsbauerhandwerks keine Berufs-
haftpflichtversicherung vorzuschrei-
ben. Gegenstand der dem Vermieter 
abverlangten Duldung sei lediglich 
der Austausch einer Dusche mit den 
zugehörigen lnstallationsarbeiten, 
der von entsprechend qualifizierten 
Fachunternehmen täglich tausend-
fach durchgeführt werde und keine 
besonderen oder typischerweise den 
Auswirkungen nach unbeherrschba-
re Gefahren mit sich bringe.

Einstweilige Verfügung
1. Bereits die bloße Ankündigung 
einer Außenmodernisierung, die 
ihrerseits mit einer Störung des 
geschützten Besitzes des Mieters 
verbunden sein wird (hier: Anbau 
eines Balkons), stellt grundsätzlich 
eine Besitzstörung dar, deren Un­
terlassung der Mieter im Wege der 
einstweiligen Verfügung verlangen 
kann. 
2. Petitorische Einwendungen – wie 
etwa zu einer Duldungspflicht des 
Mieters nach § 555 a Abs. 1 BGB 
(Erhaltung) oder § 555 d Abs. 1 
BGB (Modernisierung) können dem 
possessorischen Besitzschutzan­
spruch nach § 863 BGB nicht ent­
gegengehalten werden. 
3. In einem auf Besitzschutz gerich­
teten (einstweiligen Verfügung­)
Verfahren obliegt es grundsätzlich 
dem Vermieter, darzulegen und ge­
gebenenfalls nachzuweisen, dass 
sich die Beeinträchtigungen, die aus 
einer ohne Duldungstitel vorgenom­
menen oder beabsichtigten Einwir­
kung auf die Mietsache resultieren, 
als unwesentlich darstellen.
MieterMagazin 3/2020

https://www.berliner-mieterverein.de/recht/mieturteile/mietermodernisierung-2.htm


LG Berlin vom 6.11.2019
 – 66 S 117/19 –, mitgeteilt 
von RA Rainer Failenschmid

 Langfassung im Internet

Über eine einstweilige Verfügung 
er reichten die Mieter, dass dem Ver-
mieter aufgegeben wurde, Bauma-
terialien im Treppenhaus und auf 
den Fluren auf dem Weg zur streit-
gegenständlichen Wohnung zu be-
seitigen, soweit der Vermieter nicht 
ausschließen kann, dass hierdurch 
Gefahrenquellen geschaffen wurden 
beziehungsweise der Zugang zur 
Wohnung erschwert ist. Es wurde ihm 
weiterhin untersagt, Baumaterialien 
auf dem Weg zur streitgegenständli-
chen Wohnung auf dem Grundstück 
zu lagern, soweit der Vermieter nicht 
ausschließen kann, hierdurch Gefah  -
renquellen für den Zugang zu schaf-
fen beziehungsweise diesen zu er-
schweren.
Des Weiteren wurde dem Vermieter 
untersagt,
L den Lastenfahrstuhl, der am Schlaf-
zimmer der streitgegenständlichen 
Wohnung der Mieter vorbeiführt, zu 
betreiben,
L in den Fluren des streitgegenständ-
lichen Gebäudes im Bereich unmit-
telbar vor der von Mietern innege-
haltenen Wohnung sowie vor den 
jeweils links und rechts neben der 
Wohnung belegenen Wohnungen 
Rigipsplatten zu verbauen, ebenso 
in den Fluren im 9. und 11. Oberge-
schoss des Gebäudes in den vorste-
hend bezeichneten Bereichen, so lange 
nicht der Vermieter nachweist, dass 
die Beeinträchtigungen nur unerheb-
lich sind, namentlich die in Gesetzen 
oder Rechtsverordnungen festgeleg-
ten Grenz- oder Richtwerte bezie-
hungsweise die Werte in nach § 48 
des Bundesimmissionsschutzgesetzes 
erlassenen Verwaltungsvorschriften, 
die den Stand der Technik wiederge-
ben, eingehalten werden,
L an der Fassade oder den Balkonen 
der neben der streitgegenständlichen 
Wohnung befindlichen Wohnungen 
Wärmedämmung anzubringen,
L in den Wohnungen über, unter oder 
neben der streitgegenständlichen 
Woh nung lärmintensive Arbeiten 
durchzuführen, soweit nicht die Ver-
fügungsbeklagte nachweist, dass die 
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Beeinträchtigungen nur unerheblich 
sind, namentlich die in Gesetzen oder 
Rechtsverordnungen,  insbesondere 
der technischen Anleitung zum Schutz 
gegen Lärm (TA Lärm), festgelegten 
Grenz- oder Richtwerte eingehalten 
werden.
Letztlich wurde dem Vermieter auch 
noch aufgegeben, das aufgestellte 
Baugerüst, soweit sich dieses vor der 
streitgegenständlichen Wohnung be-
findet, abzubauen.
Voraussetzung für die gerichtlichen 
Verfügungen, die die Modernisie-
rungsarbeiten im Haus stark ein-
schränkten – wenn nicht gar gänz-
lich zum Erliegen brachten –, war 
zweierlei:
Erstens durften die Mieter die Maß-
nahmen nicht geduldet haben be -
ziehungsweise es durfte kein Dul -
dungstitel gegen sie ergangen sein 
und zweitens mussten die Beein träch -
tigungen eine Besitzstörung von ei-
niger Erheblichkeit darstellen. Die 
erste Voraussetzung lag hier unzwei-
felhaft vor und die zweite wurde 
vom Gericht als gegeben bewertet.
Die Ansprüche der Mieter als Ver-
fügungskläger ergaben sich aus §§ 
862 Abs. 1, 858 Abs. 1 BGB. Nach 
§ 862 Abs. 1 BGB – so das Land-
gericht – könne der Mieter als der 
Besitzer, der in seinem Besitz durch 
verbotene Eigenmacht gestört wer-
de, von dem Störer die Beseitigung 
der Störung verlangen; seien weite-
re Störungen zu erwarten, könne er 
den Unterlassungsanspruch ein klagen 
oder – wie hier – auch im Wege des 
einstweiligen Verfügungsverfahrens 
geltend machen. Die Definition des 
Begriffs der verbotenen Eigenmacht 
knüpfe bei Besitzentziehung und -stö-
rung nach § 858 Abs. 1 BGB an den 
fehlenden Willen des Besitzers an. 
Petitorische Einwendungen – wie etwa 
zu einer Duldungspflicht des Mieters 
nach § 555 a Abs. 1 BGB (Erhaltung) 
oder § 555 d Abs. 1 BGB (Modernisie-
rung) könnten dem possessorischen 
Besitzschutzanspruch nach § 863 BGB 
nicht entgegengehalten werden. Einen 
Duldungstitel gegenüber den Verfü-
gungsklägern (den Mietern) habe der 
Verfügungsbeklagte (der  Vermieter) 
hinsichtlich der angekündigten Instand-
haltungs- und Modernisierungsarbei-
ten bislang unstreitig nicht erwirkt.
Eine Störung des Besitzes sei bei 
jeder Beeinträchtigung der Sach-
herrschaft unterhalb der Schwelle 
des Sachentzugs gegeben. Zu den 
möglichen Eingriffen gehörten Stö-
rungen der Gebrauchs- und Nut-
zungsmöglichkeiten aller Art, im Be-
reich des Wohnraummietrechts etwa 
Lärm-, Staub- und Geruchsimmissio-
nen, Einschränkungen des Zugangs 
zur Wohnung (etwa durch Arbeiten 
im Eingangsbereich oder Treppen-
haus), der Ausschluss des Zugangs 
zur Wohnung überhaupt sowie Ein-
schränkungen der Belichtung und 
der Privatheit der Wohnung durch 
das Aufstellen eines Baugerüstes.
Anerkannt sei, dass unter Berück-
sichtigung des Rechtsgedankens des 
§ 906 BGB nur erhebliche Beein-
trächtigungen der Besitzausübung 
Beseitigungs- und Unterlassungs-
ansprüche nach den §§ 858 ff. BGB 
auslösen könnten, während uner-
hebliche Beeinträchtigungen des Ge-
brauchs hinzunehmen seien. Wann 
eine Beeinträchtigung wesentlich sei, 
beurteile sich nach dem Empfinden 
eines verständigen Durchschnitts-
menschen; die Bestimmung der We-
sentlichkeitsgrenze sei dabei Ergeb-
nis einer wertenden Betrachtung. 
Hierbei obliege in einem auf Besitz-
schutz gerichteten (einstweiligen 
Verfügung-)Verfahren es grundsätz-
lich dem Vermieter, darzulegen und 
gegebenenfalls nachzuweisen, dass 
sich die Beeinträchtigungen, die aus 
einer ohne Duldungstitel vorgenom-
menen oder beabsichtigten Einwir-
kung auf die Mietsache resultieren, 
sich als unwesentlich darstellten.
Bei der Beurteilung der oben ge-
nannten Sachverhalte kam das Ge-
richt in jedem Fall zu dem Ergebnis, 
dass eine erhebliche – nicht hinzu-
nehmende – Besitzstörung vorlag. 
Für Rechtsanwender sei diesbezüg-
lich die Lektüre der Entscheidung 
im Wortlaut empfohlen. Die dieser 
Entscheidung  zugrundeliegende – 
zutreffende – Rechtsansicht führt 
zu der Konsequenz, dass kein Ver-
mieter mit (umfangreichen) Bau-
arbeiten beginnen sollte, solange 
nicht alle Mieter im Hause ihre 
Duldung erklärt haben oder aber 
erfolgreich auf Duldung verklagt 
worden sind.
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Zahlungsverzug

1. Wird eine Kündigung nach § 543 
Abs. 2 Nr. 3 a) BGB darauf gestützt, 
dass der Mieter für zwei aufeinan der 
folgende Termine mit einem nicht un­
erheblichen Teil der Miete in Verzug 
ist, so muss ein erheblicher Rück­
stand für jeden der beiden Termine 
feststellbar sein. Dieses Erfordernis 
besteht gegebenenfalls neben der für 
Wohnraummietverhältnisse gelten­
den Mindesthöhe des Gesamtrück­
standes nach § 569 Abs. 3 Nr. 1 BGB. 
2. Ein Rückstand, der lediglich 19 
Prozent der gesamten  Monatsmiete 
(brutto/warm) ausmacht, und der die 
Summe der geschuldeten Nebenkos­
tenvorauszahlungen unterschreitet, 
begründet für diesen Monat keinen 
erheblichen Zahlungsrückstand 
i.S.d. § 543 Abs. 2 Nr. 3 a) BGB.
LG Berlin vom 8.1.2020 
 – 66 S 181/18 –, mitgeteilt
 von der Zivilkammer 66 

 Langfassung im Internet

Der Vorsitzende Richter der ZK 66 
Ralf-Dietrich Schulz weist hierzu auf 
Folgendes hin:
Die Entscheidung betrifft im Rahmen 
eines Wohnraummietverhältnisses die 
Frage, ob der Zahlungsrückstand für 
eine Kündigung auch im Fall der Nr. 3 
a) in § 543 II BGB nichts weiter erfor-
dert, als ein Gesamtsaldo von mehr 
als einer Monatsmiete.
Der Bundesgerichtshof hat dies in ei-
ner Gewerbemietsache  angenommen 
(BGH NJW-RR 87, 903; siehe auch 
Pa l andt Rz. 24 zu § 543 BGB). Die 
Kam mer gelangt mit ausführlicher 
Begründung zum gegenteiligen Er-
gebnis. Maßgeblich dafür sind vor 
allem die Einzelheiten der maßgeb-
lichen Gesetzesänderung, die zur Ein-
führung zweier unterschiedlicher 
Kündigungstatbestände (heute Nr. 3 
a) und 3 b) in § 543 II BGB) im vor -
maligen § 554 BGB a.F. geführt ha-
ben. Der Gesetzgeber hat dabei aus-
weislich der Gesetzesbegründung 
ausdrücklich an der Rechtsprechung 
in RGZ 86, 334 ff. festgehalten, die 
daher auch die Kammer jetzt als vor-
zugswürdig darstellt.
Nach diesem Ergebnis tritt die Vor-
schrift zur Mindesthöhe eines Kün-
digungsrückstandes bei Wohnraum-
mietverhältnissen (§ 569 Abs. 3 Nr. 1 
BGB) neben die Voraussetzungen des
allgemeinen Kündigungstatbestandes.
Sie ändert demgemäß nichts an dem 
Erfordernis einer qualifizierten Struk-
tur für die Entstehung des zur Kündi-
gung führenden Rückstandes.
Die Revision wurde zugelassen.

Modernisierungs­ 
ankündigung
Eine formal wirksame Modernisie­
rungsankündigung erfordert, dass 
bei gebündelten, aber nicht untrenn­
bar zusammenhängenden Maßnah­
men die voraussichtliche Dauer für 
jede Maßnahme einzeln angegeben 
wird. Das ist nicht der Fall, wenn – 
wie hier – in der Modernisierungs­
ankündigung die Dauer für sämtliche 
Einzelmaßnahmen zusammen mit 
circa elf Monaten angegeben wird.
AG Schöneberg vom 24.6.2019 
 – 4 C 316/18 –, mitgeteilt 
von RA Kaya Özkök

Das Gericht beruft sich auf Eisen-
schmid in Schmidt-Futterer, Miet-
recht, 13. Aufl., 2017, § 555 c BGB 
RN 43 m.w.N.

Betriebskosten­ 
abrechnung
Zur Verjährung des Anspruchs auf 
Erstellung einer Betriebskosten­
abrechnung.
AG Wedding vom 24.5.2019 
 – 22c C 576/18 –, mitgeteilt 
von RAen Dols, Franzke & Partner 

 Langfassung im Internet

Im Urteil ging es um die Verjährung 
folgender Abrechnungsperioden: 
Der Vermieter hatte mietvertraglich 
die Abrechnung der angefallenen 
kalten Betriebskosten gemäß § 556 
Abs. 3 Satz 2 BGB im Zeitraum 1. Ja-
nuar 2013 bis 31. Dezember 2013 
bis spätestens 31. Dezember 2014 
dem Mieter zu erstellen. Der An-
spruch des Mieters wurde damit erst 
am 1. Januar 2015 fällig und die Ver-
jährung begann erst am 31. Dezem-
ber 2015 (§ 199 Abs. 1 Nummer 1 
BGB). Dieser Anspruch war damit 
erst mit Ablauf des 31. Dezember 
2018 verjährt (§ 195 BGB).
Anderes galt für den Anspruch auf 
Erstellung der Heizkostenabrech-
nung im Zeitraum 1. Mai 2012 bis 
30. April 2013, die spätestens bis 
zum 30. April 2014 zu erstellen war. 
Die Verjährung begann hier nach 
§  199 Abs. 1 Nr. 1 BGB am 31. De-
zember 2014 und war damit bereits 
mit Ablauf des 31. Dezember 2017 
verjährt.

Betriebskosten­ 
abrechnung
Kosten der „Baumwartung/Baum­
kontrolle“ gehören nicht zu den 
umlagefähigen Gartenpflegekosten.
AG Dortmund vom 1.12.2015
 – 419 C 4528/15 –

Das Gericht verwies auf § 2 Ziffer 
10 der Betriebskostenvereinbarung, 
wonach der Begriff der Kosten der 
Gartenpflege die Kosten der Pfle-
ge gärtnerisch angelegter Flächen 
einschließlich der Erneuerung von 
Pflanzen und Gehölzen und anderes 
umfasse. Daraus folge, dass lediglich 
die Kosten echter Pflegemaßnah-
men umlagefähig seien. Hingegen 
seien Kosten für Maßnahmen, die 
der Gefahrenabwehr dienten und 
im Hinblick auf eine zu vermeiden-
de Haftung des Eigentümers des 
Grundstücks aus § 823 BGB gegen-
über Dritten vorgenommen würden, 
grundsätzlich nicht umfasst. 
Vorliegend seien in den unter der 
Position „Gartenpflege“ eingestell-
ten Gesamtkosten in Höhe von 
5886,88 Euro€Kosten in Höhe von 
2082,83 Euro für die Vornahme ei-
ner „Baumwartung/Baumkontrolle“ 
enthalten. Aufgrund der Leistungs-
beschreibung und in Ermangelung 
anderslautender Ausführungen der 
Vermieterin sei davon auszugehen, 
dass es sich insoweit nicht um Kos-
ten der Baumpflege, sondern um 
Maßnahmen zur Gefahrenabwehr 
im oben genannten Sinne handele, 
welche nicht von § 2 Ziffer 10 der 
Betriebskostenvereinbarung als um-
lagefähige Betriebskosten umfasst 
seien. Anders verhielte es sich nur, 
wenn die Umlagefähigkeit, beispiels-
weise als sonstige Kosten, mietver-
traglich ausdrücklich geregelt wor-
den wäre. 
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Service
Beratungszentren
des Berliner Mietervereins
Wir freuen uns auf Ihren Besuch in den zentral gelegenen Be-
ratungszentren des Berliner Mietervereins. Zur Beratung bitte 
immer auch den Mitgliedsausweis und den Mietvertrag mit-
bringen. Wir bitten um Verständnis, dass aus organisatorischen 
Gründen eine Beraterauswahl nicht immer erfolgen kann.
Beratungs-
zentrum

 Frankfurter 
Allee in der 
Frankfurter 

Allee 85

Reinickendorf Pankow

Lichten-
berg

Marzahn-
Hellersdorf

Treptow-KöpenickNeukölln
Steglitz-Zehlendorf

Charlottenburg-
Wilmersdorf

Spandau Mitte

Friedrichshain-
Kreuzberg

Tempelhof-
Schöneberg

Beratungszentrum 

Südstern
Hasenheide 63 (Laden), 
nahe u Südstern

  Zugang im EG bedingt 
rollstuhlgeeignet (Begleit-
person auf Rampe erforderlich)

Beratungszentrum 

Walther-Schreiber-Platz
Rheinstraße 44

  Zugang über Fahrstuhl 
rollstuhlgeeignet (Stufe 5 cm)
u Walther-Schreiber-Platz
i Feuerbachstraße

Beratungszentrum 

Wilmersdorfer Straße
Zillestraße 81 (Laden),
nahe Wilmersdorfer Straße

  Zugang im EG bedingt 
rollstuhlgeeignet (Stufe 18 cm)
u Bismarckstraße (U 2 und U 7)

Beratungszentrum 

Altstadt Spandau
Mönchstraße 7 (Laden), 
nahe Markt

  Zugang im EG 
über mobile Rampe
u Altstadt Spandau 
u i Rathaus Spandau

Beratungszentrum 

Müllerstraße
Müllerstraße 135 (Laden),
nahe Seestraße 
(neben dem Kino Alhambra) 

  Zugang im EG bedingt 
rollstuhlgeeignet (Stufe 19 cm)
u Seestraße

Beratungszentrum 

Bahnhofstraße Köpenick 
Bahnhofstraße 5 (Laden), 
nahe Seelenbinderstraße

  Zugang im EG bedingt 
rollstuhlgeeignet, mit Begleit-
person (Stufe 19 cm)
i Köpenick, Tram/Bus Bahnhof-
straße/Ecke Seelenbinderstraße

Beratungszentrum 

Frankfurter Allee
Frankfurter Allee 85

  Zugang rollstuhlgerecht 
(bitte klingeln, der Zugang er-
folgt begleitet über den Hof)
u i Frankfurter Allee
u Samariterstraße 

Beratungszentrum 

Schönhauser Allee
Schönhauser Allee 134 B

  Zugang im EG 
rollstuhlgerecht
u Eberswalder Straße Geschäftsstelle

Spichernstraße 1, 10777 Berlin
u Spichernstraße (U 3 und U 9)

  Zugang im EG rollstuhlgerecht
Rechtsberatung: Mo-Do 17-19 Uhr, 
Fr 15-17 Uhr, Sa 9-13 Uhr
Bitte beachten Sie
Schriftverkehr: Sollte nach Ihrem Gespräch in der Beratungsstelle 
juristischer Schriftverkehr mit Ihrem Vermieter oder Behörden er-
forderlich sein, wird Ihre Angelegenheit zur weiteren Bearbeitung 
an die Geschäftsstelle weitergeleitet.
Prozesskostenversicherung: Falls eine gerichtliche Auseinander-
setzung unvermeidlich ist, können die Leistungen der Rechts-
schutzversicherung in Anspruch genommen werden. Erforderlich 
ist jedoch zunächst die Beratung durch den Berliner Mieterverein 
und die Einhaltung der 3-monatigen Wartefrist nach Beitritt. Eine 
telefonische Beratung erfüllt diese Obliegenheitsverpflichtung 
nicht. Es gelten die Bedingungen der Prozesskostenversicherung.
Briefzustellung: Senden Sie Ihre Post bitte ausschließlich an die 
Geschäftsstelle, Spichernstraße 1, 10777 Berlin, da in den Bera-
tungszentren keine Zustellung möglich ist.
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 Öffnungszeiten 
	 Achtung: In der Geschäftsstelle andere 
 Öffnungs- und Beratungszeiten (siehe Seite 32)
J Spontan: Beratung ohne Terminvereinbarung
 (es kann zu Wartezeiten kommen!)
 Montag und Mittwoch von 10 bis 12 und 17 bis 19 Uhr, 
 Dienstag und Donnerstag von 17 bis 19 Uhr, 
 Freitag von 15 bis 17 Uhr, Samstag von 9 bis 13 Uhr 
 (samstags jedoch nicht in den Beratungszentren 
 Wilmersdorfer Straße und Bahnhofstraße)
J Beratung mit Terminvereinbarung
 Vielfältige Angebote von 9 bis 20 Uhr und am 
 Samstagvormittag. Vereinbaren Sie telefonisch
 Ihren persönlichen Termin.
 Servicetelefon: S 030-226  260
 Montag, Dienstag, Mittwoch von 9 bis 18.30 Uhr, 
 Donnerstag von 9 bis 19 Uhr, Freitag von 9 bis 17 Uhr,
 Samstag von 9 bis 13 Uhr
31



Service
Geschäftsstelle
Berliner Mieterverein e.V., 
Spichernstraße 1, 10777 Berlin 
u Spichernstraße (U 3, U 9), 
Bus 204 (Haltestelle U-Bhf. Spichernstraße), nächster i ist 
Zoologischer Garten (in 3 Minuten mit der U 9 erreichbar)

   Zugang im EG rollstuhlgerecht

 S 030-226 260, Fax: 030-226 26-161, 
bmv@berliner-mieterverein.de 
Öffnungszeiten (nicht Rechtsberatung):
Mo, Di, Mi 9-18.30 Uhr, Do 9-19 Uhr, Fr 9-17 Uhr, Sa 9-13 Uhr

Rechtsberatung: 
Mo, Di, Mi, Do 17-19 Uhr, Fr 15-17 Uhr, Sa 9-13 Uhr
gsstellen
vereinbarung

 Die BMV-Beratungszentren
 finden Sie auf Seite 31 (eine Seite zurückblättern!)
Weitere Beratun
überwiegend ohne Termin

 Auskünfte zur Zugänglichkeit 
erhalten Sie über unser 
Servicetelefon S 030-226  260

Lichtenberg
K	Mo 9-11 Uhr
Stadtteilzentrum Ikarus, 
Wandlitzstraße 13 
i Karlshorst

K	Di 17-19 Uhr
Nachbarschaftshaus 
im Ostseeviertel, 
Ribnitzer Straße 1 b, 
2. OG, Raum 204
i Wartenberg

Marzahn-Hellersdorf
K	Mo 17-19 Uhr 
Kieztreff, 
Marzahner Promenade 38
i Marzahn, 
Tram/Bus Marzahner Promenade

K	Do 17-19 Uhr
Stadtteiltreff Kompass, 
Kummerower Ring 42
u Kienberg/Gärten der Welt

Mitte (Mitte, Tiergarten, Wedding) 
K Di 18-19.30 Uhr 
Selbsthilfe-, Kontakt- und  Beratungs-
stelle, Perleberger Straße 44/
Ecke Lübecker Straße
u Birkenstraße

Pankow 
K	Mi 17-19 Uhr 
Gemeindehaus Pankow, 
Breite Straße 38 
Tram Pankow Kirche
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Pankow 
K	Do 17-19, Fr 14-16 Uhr 
Freizeithaus Weißensee, 
Pistoriusstraße 23
Bus 158, 255

Reinickendorf
K	Mi 17–19 Uhr
Familientreff Wittenau, 
Oranienburger Straße 204, 
Ecke Roedernallee
nahe u Wittenau (250 m Fußweg) 
und i Wittenau (400 m Fußweg)

Steglitz-Zehlendorf
K	Mi 17-19 Uhr 
Mittelhof e.V., König straße 43 
(nahe Rathaus und Meldestelle) 
i Zehlendorf

Tempelhof-Schöneberg
K	Mo 17-19 Uhr 
Evangelisches Gemeindehaus, 
Friedenstraße 20 
u Alt-Mariendorf

K	Mo 18.30-19.30 
+ Do 10-11 Uhr
AWO-Laden, 
Goltzstraße 19 (links)
u Nollendorfplatz, 
u Eisenacher Straße

Treptow-Köpenick
K	Di + Do 17-19 Uhr 
Villa Offensiv, 
Hasselwerderstraße 38-40
i Schöneweide
Servicetelefon
 für weitere Auskünfte, 
      Terminvereinbarungen 
  und Ihre Anregungen:    

 S 030-226 260
Mieterverein 
Online 
Im Internet erreichen Sie uns unter 
www.berliner-mieterverein.de

Infoblätter
Ob Mietvertrag, Betriebskostenabrech-
nung, Wohnungsmängel oder Mieterhö-
hung, der Mieterverein hält für Sie in der 
Hauptgeschäftsstelle und in den Beratungs-
zentren ein großes Angebot an Informa-
tionsblättern bereit. Alle Informationen 
auch im Internet abrufbar unter
www.berliner-mieterverein.de/
mietrecht/infoblaetter.htm 

Mein BMV
Ihre Anschrift, Ihre Kontoverbindung oder 
Ihr Nachname hat sich geändert? 
Sie möchten dem Berliner Mieterverein Än-
derungen bei dem Zweitmitglied mitteilen? 
Oder Sie möchten zukünftig die Online-
Ausgabe des MieterMagazin beziehen?
Unter „Mein BMV“ können Sie im Internet 
die persönlichen Daten Ihrer Mitgliedschaft 
ändern und dem Berliner Mieterverein 
online mitteilen: https://service.berliner-
mieterverein.de/service
Telefonberatung
Bei einfachen rechtlichen Fragen erhal-
ten Sie als Mitglied eine telefonische 
Kurzberatung – schnell und unbürokra-
tisch. Bitte halten Sie Ihre Mitglieds-
nummer bereit (siehe Adressfeld Ihres 
MieterMagazin) und beachten Sie, dass 
die Telefonberatung nicht eine umfang-
reiche Rechtsberatung ersetzen kann. 
Insbesondere, wenn sich aus Ihrer Ange-
legenheit ein Rechtsstreit ergeben soll-
te, ist der Besuch einer Beratungsstelle 
erforderlich. Die Obliegenheit für den 
Rechtsschutz wird mit der Telefonbera-
tung nicht erfüllt. Um Wartezeiten zu 
vermeiden, empfehlen wir, nicht direkt 
zu Beginn und am Ende der Beratungs-
zeit anzurufen.

Telefonberatung: 
S 030-226 26-152
Montag bis Freitag von 13 bis 16 Uhr 
sowie Montag und Donnerstag 
von 17 bis 20 Uhr
MieterMagazin 3/2020
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Beratungsangebote rund um die Wohnung

 

Heizung 
und Heizkosten
Bei technischen Fragen zur Heizung und 
Heizanlage hilft Ihnen die Energieberatung 
des Berliner Mietervereins. Kompetente In-
genieure beraten Sie über energiesparende 
Modernisierungsmaßnahmen (auch durch 
Mieter) und bei mangelhafter Beheizung. 
Terminvereinbarung ist möglich 
unter S 030-226 260:
Mo 17-19 Uhr (jeden 1. Montag, 
nur mit Terminvereinbarung): 
Beratungszentrum Altstadt Spandau, 
Mönchstraße 7
Di 17-19 Uhr: Beratungszentrum 
Walther-Schreiber-Platz, Rheinstraße 44
Mi 17-19 Uhr: Beratungszentrum 
Schönhauser Allee 134 B
Do 17-19 Uhr: Beratungszentrum 
Frankfurter Allee 85

Überprüfung des 
Fernwärmepreises
Die Berliner Firma SEnerCon überprüft für 
Mitglieder des BMV die Angemessenheit 
des Fernwärmepreises des von Ihnen be-
wohnten Gebäudes kostenfrei und unver-
bindlich. Einfach die Kopie der letzten Heiz-
kostenabrechnung des Vermieters (mit An-
gabe der geliefer ten Wärmemenge und des 
Baualters, gegebe nenfalls beim Vermieter 
erfragen) sowie nach Möglichkeit die Wär-
meabrechnung des Fernwärmelieferanten 
einsenden an:  
Berliner Mieterverein, z.H. Wibke Werner, 
Spichernstraße 1, 10777 Berlin.
 

Beratung zu Sozialrecht 
und Miete
Beraten wird insbesondere zu Wohngeld, 
Wohnberechtigungsschein, Ansprüchen 
auf Mietsenkung und die Beschränkung 
von Modernisierungsumlagen für Mieter 
der städtischen Wohnungsbaugesellschaf-
ten sowie Kosten für die Unterkunft und 
Heizung im Rahmen der Grundsicherung 
für Arbeitssuchende und Sozialhilfeemp-
fangende.
Bitte vereinbaren Sie einen Termin. 
Servicetelefon S 030-226 260 

Mediation und 
Konfliktberatung
Bei Lärm durch Nachbarn und Auseinander-
setzungen mit Nachbarn oder Mitbewoh-
nern bietet der Berliner Mieterverein seinen 
Mitgliedern eine Beratung zum Umgang mit 
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dem Konflikt und bei Bedarf ein Media tions-
verfahren zur einvernehmlichen Lösung des
Problems an. Die Beratung/Mediation wird 
von einem Mediator (Konfliktvermittler) 
durchgeführt. Das Angebot ist für Mitglie-
der des Berliner Mietervereins kostenfrei.
K Telefonberatung und Kontakt: 
Do 17-18 Uhr, außerhalb dieser Zeiten 
ist ein Anrufbeantworter geschaltet: 
S 030 - 34 71 08 21; 
E-Mail-Anfragen: 
mediation@berliner-mieterverein.de

Mietrechtsberatung 
für Gewerbemieter
Nur mit telefonischer Termin-
vereinbarung unter S 030-226  260
Die Beratung findet statt:
K Charlottenburg
Do 17-20 Uhr
BMV-Beratungszentrum 
Zillestraße 81, nahe Wilmersdorfer Straße 
u Bismarckstraße
K Prenzlauer Berg
Mo 17-20 Uhr
BMV-Beratungszentrum 
Schönhauser Allee 134 B 
u Eberswalder Straße
K Wilmersdorf/Schöneberg
Fr 14-17 Uhr
BMV-Geschäftsstelle Spichernstraße 1 
u Spichernstraße

Schwerpunktberatung 
Nutzer/Pächter
K Hellersdorf
Do 17-19 Uhr
Stadtteiltreff Kompass, Kummerower Ring 42
u Neue Grottkauer Straße
K Treptow
Do 17-19 Uhr
Villa Offensiv, Hasselwerderstraße 38-40 
i Schöneweide
 

Hilfe zur Wohnungs-
abnahme/-übernahme
Zur persönlichen Unterstützung 
in Ab- und Übernahmeterminen 
empfiehlt der Ber liner Mieterverein 
folgende sach kundige Per sonen:
Dipl.Ing.Arch. Dietrich Eulitz,
S 030-294 31 07 oder S 0178 / 780 07 80
Dipl.Ing.Arch. Rüdiger Beer, 
S 030-20 98 92 65 oder S 0163 / 826 69 44

Kosten: 90 Euro pro Termin zuzüglich 
10 bis 40 Euro Fahrtkosten. Die Beauftra-
gung durch Sie erfolgt direkt an die oben 
genannten Personen. Gutachten und ju -
ristische Auskünfte sind nicht möglich. 
Bei Abnahme: Die Prüfung Ihrer miet-
vertraglichen Verpflichtung zu Schön-
heitsreparaturen sollte bereits vor der 
Wohnungsabnahme in einer unserer 
Beratungsstellen erfolgen. 

Gutachten – der BMV 
vermittelt Experten
Vielfach gibt es neben juristischen Fragen 
auch technische Probleme. Zur Beurteilung 
ist Sachverstand erforderlich. 
Mit den nachstehenden Gutachtern haben 
wir für Mitglieder des Berliner Mieterver-
eins günstige Konditionen vereinbart. 
Bitte besprechen Sie die konkreten Kosten 
vor einer Beauftragung. Darüber hinaus-
gehende Auskünfte und Beratungen sind 
telefonisch nicht möglich. Die Juristen des 
Berliner Mietervereins informieren Sie ger-
ne, ob in Ihrer Angelegenheit eine Begut-
achtung angezeigt erscheint.

Wir bieten Gutachten 
zu folgenden Themenbereichen:
K Wohnflächenberechnung
K Schönheitsreparaturen
K Feuchtigkeitsschäden 
durch schadhafte Abdichtungen
K Modernisierung: Mieterhöhungsprüfung 
aus bautechnischer Sicht
K Heizung/Warmwasser/
Wärmedämmung
K Hausrat
K Wohnungsmängel 
auch bei Schimmelbelastung
K Schimmelpilzbewertung/-bestimmung 
ohne bauliche Ursachenbestimmung
K Geräuschmessung für technische Anlagen
K Elektrosmog/Mobilfunk
K Umweltchemie/Umwelttechnik/
Schadstoffanalyse
K Baubiologie (Elektrosmog, 
Schadstoffanalytik)
Die Gutachter finden Sie unter
www.berliner-mieterverein.de/
oder rufen Sie S 030-226 260 an.

Mietrechtsberatung 
für bildende Künstler
Jeden 1. und 3. Mittwoch im Monat 
von 17 bis 19 Uhr
Köthener Straße 44 (3. OG, BBK), 
Berlin-Kreuzberg, i Anhalter Bahnhof
in Zusammenarbeit mit dem Berufs-
verband Bildender Künstler in Ateliers, 
Gewerberäumen und Wohnungen
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Service
Zusatzangebote
Kooperationsangebote
für Mitglieder
Der Berliner Mieterverein hat mit den unten-
stehenden Einrichtungen Kooperationsab-
kommen geschlossen. Davon profitieren die 
Mitglieder. Bei Vorlage des Einzahlungsbe legs 
für den Mitgliedsbeitrag oder des ak tuellen 
MieterMagazin mit Namensaufdruck erhal-
ten Sie Ermäßigungen für Eintrittskarten.

Rabatt bei joycard – 
Berlin zum halben Preis 
150 Partner in der Gastronomie, bei Sport 
& Fun, Kultur & Kino, Wellness und Nightlife.
Für BMV-Mitglieder statt 59,95 Euro im 
ersten Jahr nur 25 Euro, Folgejahre 45 statt 
59,95 Euro; Gutscheincode: mieterverein; 
Bestellung: www.joycard.de, S 30 36 99 57 
 
Bildung und Kultur 
K Urania
www.urania-berlin.de 
S 030-218 90 91 
K Distel Kabarett – 
Theater im Admiralspalast
www.distel-berlin.de 
S 030-204 47 04 
K Kleines Theater 
www.kleines-theater.de 
S 030-821 20 21 
K Labyrinth Kindermuseum 
www. kindermuseum-labyrinth.de 
S 030-800  93 11 50
Nützliches
K	Mietspiegel 
www.stadtentwicklung.berlin.de/
wohnen/mietspiegel, Senatsverwaltung 
für Stadtentwicklung, S 030-90 139 - 47 77
K	Betriebskostenspiegel 
www.stadtentwicklung.berlin.de/
wohnen/betriebskosten/
K	Heizspiegel
www.heizspiegel-berlin.de
K	Energiesparberatung
des BUND für Geringverdiener:
Termin unter S 030-78 79 00 60
K	Wohngeld 
www.stadtentwicklung.berlin.de/
wohnen/wohngeld/diwo.shtml
Rufnummern bei den Wohnungsämtern
K	Quartiersmanagement 
www.quartiersmanagement-berlin.de
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung,
S 030-90 139 - 48 10
K	Sozialgipfel
www.berliner-sozialgipfel.de
K	Genossenschaftlich Wohnen
www.berliner-genossenschaftsforum.de
S 030-302 38 24
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K	Lärmschutz 
www.stadtentwicklung.berlin.de/umwelt
Stiftung Warentest – Leseraktion Straßen-
lärm, 10773 Berlin, S 01 80 / 232 13 13
K	Wohnen im Alter 
Infotelefon beim  Pflegestützpunkt Berlin, 
Mo - Fr  9 - 18 Uhr: S 0800 - 59 500 59
www.hilfelotse-berlin.de
K	Mietschulden/Wohnungsnotfälle 
Geschütztes Marktsegment/
Landesamt für Gesundheit und Soziales 
S 030-902 29 - 32 01 / 2 
www.berlin.de/lageso/soziales/
marktsegment/index.html 
Ambulante Dienste/GEBEWO 
S 030-480 98 191, Fax 030-480 98 192, 
AmbulanteDiensteNord@gebewo.de 
Ambulante Wohnhilfe Wedding/IB
S 030-490 00 99 0,  Fax 030-490 00 99 28, 
AWH-B-Wedding@internationaler-bund.de 
K	Verbraucherschutz
www.vz-berlin.de, 
www.test.de
Ehrenamtliches 
Engagement
Hilfe zur Selbsthilfe – 
Bezirksaktivengruppen
Wir, engagierte Mieter im Berliner Mieter-
verein, haben uns in Bezirksgruppen zu-
sammengeschlossen, um uns selbst aktiv 
für eine mieterfreundliche Wohnungs-
politik einzusetzen. Dazu gehört, 
K dass wir uns über das aktuelle Gesche-
hen im Bereich der Miet- und Wohnungs-
politik informieren; 
K dass wir unsere Mitmieter aufklären; 
K dass wir uns einfach zusammentun, 
um mit unseren Mietproblemen nicht 
allein zu sein.  
Wir würden uns freuen, 
wenn auch Sie kommen würden.

Charlottenburg-Wilmersdorf 
Bezirksleitung: Raphael Thieme, 
Fritz Peter Brost, Hans Huser
Treffen aktiver Mitglieder und interessierter 
Mieter jeden 2. Dienstag eines Monat um 
18.30 Uhr im Haus am Mierendorffplatz, 
Mierendorffplatz 19
Kontakt auch über Thomas Christel, 
Geschäftsstelle des BMV, 
S 030-226 26-144
Friedrichshain-Kreuzberg 
Bezirksleitung: Gundel Riebe, 
Ralf Kießling, Wolfgang Wilms 
K Die Aktivengruppe trifft sich immer am 
2. Do jeden geraden Monats um 18 Uhr 
im Beratungszentrum Frankfurter Allee 85. 
K Kontaktmöglichkeiten zur Bezirksleitung: 
in den Treffen der Aktivengruppe und über 
Thomas Christel, Geschäftsstelle des BMV, 
S 030-226 26-144
Lichtenberg
Bezirksleitung: Lieselotte Bertermann, 
Alexandra Gaulke, Ursula Niemann 
K Die Aktivengruppe trifft sich jeden 
2. Mi des Monats um 17 Uhr in der 
„Undine“, Wohnprojekt und Kieztreff, 
 Hagenstraße 57-60. 
K Kontaktmöglichkeit in allen bezirklichen 
Beratungsstellen zu den ausgewie senen 
 Beratungszeiten
Marzahn-Hellersdorf
Bezirksleitung: Peter Risch, Peter Reuscher, 
Irina Neuber 
K Kontaktaufnahme ist in allen Marzahner 
und Hellersdorfer Beratungsstellen während 
der Beratungszeiten möglich
Mitte
Bezirksleitung: Thomas Suckow 
Kontakt auch über Thomas Christel, Ge-
schäftsstelle des BMV, S 030-226 26-144
Neukölln
Bezirksleitung: Jutta Hartmann, 
Wilhelm Laumann
Kontaktmöglichkeiten: bmv-neukoelln@
freenet.de und über Thomas Christel,  Ge   -
schäfts stelle des BMV, S 030-226 26-144
K Die Aktivengruppe trifft sich jeden 3. Mo 
im Monat um 18.30 Uhr (Achtung: neuer 
Termin!) in der Richardstraße 5 (Räume der 
Aktion Karl-Marx-Straße)
Pankow
Bezirksleitung:  Karin Kemner, 
Hans-Günther Miethe
K Kontaktmöglichkeiten: 
Do 17-19 Uhr im Beratungszentrum 
Schönhauser Allee 134 B 
Reinickendorf 
Bezirksleitung: Helmut Möller
Kontakt: Thomas Christel, Geschäftsstelle 
des BMV, S 030-226 26-144
K „Mittwochsrunde“ jeden 1. Mi im Mo-
nat ab 19 Uhr im Familientreff  Wittenau, 
 Oranienburger Straße 204
Spandau
Alle Treffen: BMV-Beratungszentrum 
Altstadt Spandau, Mönchstraße 7
jeden Do 17-19 Uhr neben juristischer 
 Beratung: Betreuung der Mitglieder; 
Mietergemeinschaften; AG Modernisierung,
AG Privatisierung und Umwandlung:
Leitung: J. Wilhelm, S 030-331 52 20
Steglitz-Zehlendorf
Bezirksleitung: Barbara von Boroviczeny
Kontakt: Thomas Christel, Geschäftsstelle 
des BMV, S 030-226 26-144
Tempelhof-Schöneberg
Bezirksleitung: Heike Gläßer-Hübner, 
Karin Dewitz
Kontakt: Thomas Christel, Geschäftsstelle 
des BMV, S 030-226 26-144
Treptow-Köpenick
Bezirksleitung: Henry Baumfelder, 
Ilona Sechting, Rosemarie Wabner
K Treffen aktiver Mitglieder zum Erfahrungs-
austausch jeden 2. Donnerstag im Monat 
K Kontaktmöglichkeit in allen bezirklichen 
Beratungsstellen zu den ausgewiesenen 
Beratungszeiten
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Energieverbrauchs- und
Heizkostenüberprüfung
bei Zentralheizungen
Heizkostenabrechnung einsenden!

(1) Wohnungen mit Gas-Etagenheizungen oder 
Einzelofenheizungen sowie Heiz an lagen in klei  -
neren Ge bäuden (weniger als 6 Woh nungen) 
sind nicht im Heizspiegel erfasst. Heizenergie-
verbräuche kön nen hier sehr stark schwanken, 
da der Ein fluss des Nutzers über wiegt. Eine ers-
  te Orientierung ist jedoch mög   lich. Die Ener  gie  -
klassen des Heizspiegels be zie hen sich grund -
 sätzlich auf Ver bräuche von Ge  bäuden, nicht 
von Wohnungen. Sehr auf schluss reich ist aller -
dings der Ver gleich mit Wohnungswerten.
(2) Die Klasse B sollte nach der gel tenden Wär -
 meschutzverordnung von 1995 erreicht werden. 

Gesetzlich vor geschrieben ist ein er rechneter Be -
 darfswert, nicht die hier ermit tel te Ver brauchs-
klasse.
(3) Diese Klassen können zu B und C ver bes sert 
werden, indem z.B. Brennwerttechnik, eine gute 
Heizungs regelung, Außen wand däm mung und 
Wärmeschutzverglasung genutzt wer den.
(4) Die Gebäude dieser Klassen zeichnen sich oft 
durch veraltete Heizungsanlagen und schlechte 
Bausubstanz aus. Instandsetzung und Sanierung 
sind in der Regel erforderlich. Eine Überprüfung 
der Ab rechnung, der Haus technik und der Ge  -
bäudesubstanz sollte hier unbedingt er folgen. 

Berliner Heizspiegel
Heizenergiespiegel in kWh pro m2 und Jahr

 
Plattenbau  (1) Mauerwerksbau  (1) 

Klasse, Klasse,
 die mindestens erzielt die mindestens erzielt
niedriger Verbrauch werden sollte für: werden sollte für:

 Neubau ab 1995 (2) Neubau ab 1995 (2)

 Baujahr ab 1973 (3) Baujahr ab 1984 (3)

 Baujahr bis 1972 (3) Baujahr bis 1983 (3)

 Handlungsbedarf (4)

 dringender Handlungsbedarf (4)

sehr hoher Verbrauch 

 0-50 A

 50-100 B

 100-150 C

 150-200 D

 200-250 E

 250-300 F

 über 300 G



Der Berliner Mieterverein e.V. bietet seinen Mitgliedern gemäß Berliner Heiz-
   spiegel/HeizEnergieCheck eine kostenlose Über prüfung des Energieverbrauchs 
und der Energiekosten bei zentralbeheizten Gebäuden (mit mindestens sechs 
Mietparteien) an. Mit dem Berliner Heizspiegel/HeizEnergieCheck kön nen Ener-
gieverbrauch und Kos ten mit anderen Gebäuden in Berlin verglichen werden. 
Die vom Energiespar be ratungsbüro KEBAB für den Senat ermittelten Energie-
verbrauchskennwerte wurden in sie ben Klassen (A-G) eingeteilt, analog des 
Eurolabels für Haushaltsgeräte. 
Zur Bewertung von Verbrauch und Kosten in Ihrem Wohngebäude benötigen 
wir von Ihnen mindestens eine Heizkostenabrechnung (besser: auch die des 
Vorjahres) mit Angabe der gelieferten Wärmemenge (wichtig!), des Bau alters 
des Wohngebäudes und falls auf der Abrechnung nicht vermerkt der Art des 
Energieträgers (Gas, Öl) beziehungsweise der Art der Versorgung (Fernwärme, 
Contracting). Sie erhalten einen Verbrauchsausweis mit Erläu terungen.
Wurde für das von Ihnen bewohnte Gebäude nach Heizspiegel ein (dringender) 
Handlungsbedarf ermittelt, dann kann der Berliner Mieterverein für Sie tätig 
werden und den Gebäudeeigentümer mit der Diagnose konfrontieren. 
Achtung: Sollten in Folge der Diagnose energiesparende Modernisierungen 
von Seiten des Vermieters durchgeführt werden, kann es zur Überschreitung 
der bisherigen Warmmiete kommen. Die Überprüfung von Energieverbrauch 
und -kosten beinhaltet ausdrücklich keine Rechtsberatung.

Bitte senden Sie Ihre Heizkostenabrechnungen an:
Berliner Mieterverein e.V., – Heizspiegelüberprüfung –
Spichernstraße 1, 10777 Berlin

MARKTPLATZ

MieterMagazin online lesen
Wenn Sie künftig zu den online-Lesern 

des MieterMagazin gehören wollen, 
dann registrieren Sie sich bitte unter 

https://service.berliner-mieterverein.de/service

Mitglieder werben Mitglieder

Machen Sie den Berliner 
Mieterverein noch stärker! 

Überzeugen Sie Ihre Freunde, Bekannten, 
Arbeitskollegen oder Nachbarn von den Vorteilen 

einer Mitgliedschaft im Berliner Mieterverein: 
Sie haben Anspruch auf Beratung und Unterstützung 

in allen wohnungs- und mietrechtlichen Fragen. 
Der Berliner Mieterverein setzt berechtigte 

Mieter ansprüche gegenüber Vermietern durch. 
Überprüfungen der Ansprüche und ausführliche 

Rechtsberatung sind für Mitglieder 
des Berliner Mietervereins kostenlos.

Für jedes neugeworbene Mitglied erhält der Werber 
15,- Euro auf seinem Mitgliedskonto gutgeschrieben. 
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BEZAHLBARER 
WOHNRAUM FÜR  ALLE  - 

KE I N EN  BODEN  DER 
SP EKULATION !

BERLINER
MIETER
VEREINT

DEM
O

AM 28.03.2020

START A
M 

POTSDAMER
 PLA

TZ
 

UM 13 UHR.

Wir haben eine Wohnungskrise! 

Die Boden-, Immobilien- und Mietpreise schießen vielerorts in absurde 
Höhen. Die Spekulation blüht. Immobilienvermögen wachsen rasant. 
Den Preis zahlen die Mieterinnen und Mieter, Gewerbetreibende und 
soziale Einrichtungen. Die Renditejagd muss endlich abgeblasen werden.
Gemeinsam, in großer Vielfalt und gesellschaftlicher Breite werden wir 
am 28. März 2020 auf die Straße gehen, um das Menschenrecht auf 
Wohnen durchzusetzen! 

Für einen radikalen Kurswechsel in der Wohnpolitik.

Start am Potsdamer Platz um 13 Uhr.

BERLINER MIETERVEREIN                 WOHNEN IST 
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RECHT!
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